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Die erste Kritik erwischte es auf dem falschen
fub: Was denn Willy Brandt und seine Nord-
§id-Kommission an Vorschldgen parat hitten,
um die Russen schnellstens wieder aus Afgha-
glstan zu vertreiben? — Heute, fast ein Jahr
iter, kann man gelassener sein: Den damali-
gen Kritikern und professionellen Krisenbe-
yiltigern ist seither selbst nicht eben Erfolg-
wiches eingefallen; desgleichen nicht zu an-
deren Problemen, mit denen sie sich in den
gsfeldern zwischen Ost und West,

| mischen Nord und Siid unverdrossen befas-
g0, Mit quickem Reagieren, mit Finassieren
und Taktieren ist offensichtlich nichts zu ho-
len. Was dagegen konnte eine langfristig an-
gelegte politische Strategie im Nord-Siid- wie
in Ost-West-Konflikt bewirken, wenn man
die EntschluBkraft und Beharrlichkeit auf-
brichte, die zur Verfolgung strategischer Ziele
mn einmal gehdren? Kann die Brandt-Kom-

Die der Brandt-Kommission gestellte Aufgabe
war nicht neu: Es geht um Vorschlige, wie das
wirtschaftliche Nord-Stid-Gefélle im Interesse
beider Seiten zu mindern ist. Die Kommission
wllte also iiberlegen, was geschehen miifte,
um Entwicklungshilfe besser und erfolg-
reicher zu machen.

Vor 10 Jahren: Der Pearson-Bericht

Zehn Jahre friiher gab es ein dhnliches Unter-
nehmen, eine von der Weltbank berufene?) —
der im Gegensatz zur Brandt-Kommission

' Das Uberleben sichern. Gemeinsame Interessen
ter Industrie- und Entwicklungslinder, Bericht der
v d-Kommission, mit einer Einleitung des
orsitzenden Willy Brandt, K6In 1980 (engl. ril&'-
taltitel: North-South: A programme for survival, Re-
port of the Independent Commission on Internatio-
23 ent Issues, The MIT Press, Cambridge,
Massachusetts, Second Printing, April 1980).

) Die ng zu dieser ,groben Bestandsaufnah-
me’ war 1967 von Geor %rVooda. dem damaligen
Prisidenten der Welt nk, au angen. in
N“Mﬂlsgéakobert S. McNamara, berief die Kom-
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mission dazu beitragen, was hat sie gesagt —
und was verschwiegen?

Vor diesem Hintergrund, den géngige politi-
sche Diskussionen in der Bundesrepublik
Deutschland fast nie erreichen und nie erhel-
len, weil sie zu versickern pflegen, bevor sie an
jenen Punkt gelangen, von dem aus zu argu-
mentieren sich eigentlich erst lohnt, stellt sich
die Frage konkret: Greift die Perspektive un-
serer politischen Fiithrung, greifen Alternati-
ven der Opposition weit genug, um unser
Uberleben — wie es der Brandt-Bericht!) for-
muliert — zu sichern?

Dieser Beitrag befaBt sich mit der Vorge-
schichte und den Vorldufern der Brandt-Kom-
mission, mit ihren Empfehlungen, dem bisher
zu registrierenden Echo und den Chancen
weiterer Aktionen.

I. Glieder einer allzu langen Kette

auch von der Weltbank finanzierte ’) — Kom-
mission unter dem hoch angesehenen ehema-
ligen kanadischen Ministerprisidenten und
Friedensnobelpreistriger Lester B. Pearson.
Der Pearson-Bericht ist ein gewichtiges Doku-
ment4). Willy Brandt, der 1971 ebenfalls Frie-

7) Die Griinde, aus denen die Weltbank sich diesmal
nicht an der Finanzierung beteiligte, sondern die
Deckung des Finanzbedarfs der Brandt-Kommission
freien Stiftungen und anderen Zuwendungsgebern
tiberlieB, hiingen vermutlich damit zusammen, daB
die Weltbank selbst mit jhren eigenen Finanzie-
rungs- und Kapitalaufstockungsproblemen z. Z. auf
starke Vorbehalte im KongreB der USA st58t. In die-
ser Situation ist es wirksamer, wenn eine auch fi-
nanziell unabhingige Kommission ihre Meinung
iiber den Kapital der Weltbank fiir kiinftige
Programme &uBert.

4) Der Pearson-Bericht, Bestandsaufnahme und
Vorschlage zur Entwicklutaalgsgolitik. Bericht der
Kommission fiir Internationale Entwicklung, Vorsit-
zender Lester B. Pearson, Wien, Miinchen, Ziirich
1969 (engl. Originaltitel: Partners in Development,
Report of the Commission on International Devel-
opment). — Der Textteil der deutschen Ausgabe
umfaBt immerhin 280 Seiten; hinzu kommen noch
etwas {iber 100 Seiten Situationsberichte aus den
einzelnen Kontinenten und Statistiken.
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densnobelpreistriger wurde, hat ihn {ibrigens
in seiner ersten Regierungserkldrung als Bun-
deskanzler am 28. Oktober 1969 zitiert %): ,.Die
Bundesrepublik Deutschland wird ihre Zu-
sammenarbeit mit den Landern Afrikas, Latei-
namerikas und Asiens im Geiste der Partner-
schaft ausbauen. Am Vorabend der zweiten
Entwicklungsdekade erkldrt sie: Wir werden
zu einer gemeinsamen Strategie der Entwick-
lung beitragen und Anregungen aus dem Be-
richt der Pearson-Kommission in Betracht zie-
hen. Die Bundesregierung wird sich bemiihen,
das dort vorgesehene Ziel fiir die 6ffentlichen
Leistungen an Entwicklungshilfe durch eine
Steigerungsrate von durchschnittlich 11 % im
Jahr zu erreichen. Wir werden Wege suchen,
um Riickfliisse aus Mitteln der &ffentlichen
Kapitalhilfe wieder voll fiir Zwecke der Ent-
wicklungshilfe zu verwenden ..."

Aber auch der Pearson-Bericht war keines-
wegs der erste Anlauf. Er sollte die Weltdf-
fentlichkeit aufriitteln, das Weltgewissen
schirfen, nachdem die erste Entwicklungsde-
kade (damit ist die Spanne von 1960 bis 1970
gemeint) nicht gerade erfolgreich verlaufen
war. Trotz des neuen Anlaufs mit Hilfe des
Pearson-Berichts wurde die Situation in der
zweiten Entwicklungsdekade (d.h. zwischen
1970 und 1980) nicht besser. Es gelang nicht,
die Startbedingungen der Entwicklungslinder
in der Weltwirtschaft so zu gestalten, daB sie
sich aus eigener Kraft allméhlich weiterhelfen
konnten. Im Gegenteil: Die Lage der &rmeren
Entwicklungsldnder, jener Linder also, die we-
der tiber Rohstoffe noch iiber Ul noch iiber
strategisches Potential verfiigen, hat sich seit-
her nachgerade dramatisch verschlechtert®).

Deshalb kam es zur Berufung einer neuen
Kommission unter Willy Brandt, die ihren Be-
richt sozusagen am Vorabend der dritten Ent-
wicklungsdekade vorlegen und neue Impulse
geben sollte. Wie es bisher scheint, leider mit
keiner groBeren Aussicht auf Erfolg.

Von einer zu drei und mehr Dekaden

Anfdngs hatte man noch gehofft, den aus der
Kolonialherrschaft entlassenen Vélkern mit

*) Verhandlungen des Deutschen Bundestages,
6. Wahlperiode, Stenogr. Berichte, 5.Sitzung, S.30
D/31 A,

%) Diese Linder werden von den Ulpreissteigerun-
gen und den dadurch bedingten weiteren Verteue-
rungen von Diingemitteln und industriellen Pro-
dukten betroffen, ohne daB sie auf Grund ihrer
Wirtschaftsstruktur.in der Lage sind, diese Preis-
steigerungen auch in ijhren eigenen Exportpro-
dukten weiterzugeben. Siehe auch World [?evefop—
ment Report 1980, S. 4/5 u. S.80ff.
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.dann selbst tragenden Wirtschaftswachstums

einer groflen gemeinsamen Anstre g iibe
die politische Selbstindigkeit hinaus in e,
tretbarer Zeit auch zur wirtschaftlichen Sel
stindigkeit verhelfen zu kénnen. Man sprag
von einer groBen, im Prinzip aber einmaligey
Starthilfe. So wurde es auf der Geberseite g
sehen. So wurde es auf seiten der Empfange
empfunden. Das war vor zwanzig Jahren, |

Nur so ist es zu erkldren, daB z. B. die Bundes!
republik Deutschland mit einer fast s
schen Geste einen Teil des Erlses aus der P
vatisierung des Volkswagenwerkes, der nic
in die Stiftung eingebracht wurde, den Egl
wicklungsldndern als Kredit zur Verfi
stellte. Die Mittel sollten dort den wi
lichen Aufschwung induzieren, wie weiland
die Marshall-Plan-Gelder bei uns. Kein r”

galt doch das Volkswagenwerk im Inland
im Ausland als das Musterbeispiel des deut
schen Wiederaufbaus und wirtschaftliches
Aufschwungs nach dem absoluten Ny
punkt.

Nur so kann man die etwas naiven, aber sub
jektiv ernst gemeinten Forderungen einiger
afrikanischer Staaten verstehen, keine Ge
schenke, sondern nur Kredite entgegennel-
men zu wollen. Linder wie Afghanistan und
Burma lehnten gar verbilligte Kredite als un
ter ihrer nationalen Wiirde ab7?) Ma
wiinschte reguldre Kredite, die man auf Heller
und Pfennig zuriickzahlen wollte. Man wollte
nicht Kostginger oder Almosenempfinge
sein, sondern gleichberechtigter Partner, der
einen Kredit brauchte und erhielt, um die Zeit-
spanne zu iiberbriicken, bis die eigenen Invé
stitionen und Anstrengungen Friichte tln-’:
gen.

Von dhnlichem Optimismus getragen waren|
die programmatischen Erkldrungen der Ver
einten Nationen®). Zwar sah man auch die}
Schwierigkeiten und die GréBe der Auigabe.
Aber man glaubte doch, innerhalb eines Jaht
zehnts in gemeinsamer Anstrengung die Enk
wicklungsldnder auf die Schwelle eines sici|

heben zu kénnen.

7) Vgl. Klaus Billerbeck, Formen und Wege der Enl
wicﬁungshilfe. in: Wirtschaftsdienst, 41. Jahrgang
1961, S. 22/23. !
) The United Nations Development Decade; Fr
spects for Action, Report of the Secretary Genereh
United Nations, New York 1962. Die Resolution ¢&f
Generalversammlung — Resolution 1710 '-
in der die Entwicklungsdekade proklamiert wurde
ist im Anhang zu dem vorgenannten Bericht desGe
neralsekretdrs U Thant mit abgedruckt.



| Die Erntichterung kam schnell. Die Entwick-
| jungslinder merkten als erste, daB sie die Kre-
dite nicht bedienen konnten, weil die Reifezeit
ach guter und solider Projekte bei ihnen je-
weils viel linger dauerte, als man nach den Er-
ghrungen in den industrialisierten Ldndern
pmals unterstellt hatte. Sie muBten neue Kre-
| jite aufnehmen, um die noch laufenden bedie-
n zu kénnen. Die Grenzen tragbarer Ver-
chuldung waren schnell erreicht und iiber-
«hritten. Faktische Zahlungsunfdhigkeit und
nihsame Umschuldungen waren die Folge.
Wo man auBerdem noch unvorsichtig oder
kichtfertig und in die eigene Tasche gewirt-
chaftet hatte, akzelerierte sich dieser ProzefB
usitzlich. Fiir die Bundesrepublik zeichnete
dchab, daB die — aus damaliger Sicht sehr ho-
hen — Betrdge aus der Privatisierung des
Volkswagenwerkes, aus der Industrieanleihe
ind den Ldnder-Darlehen nicht ausreichten,
m den Auszahlungsbedarf an Kapitalhilfe
iber das Jahr 1962 hinaus zu decken?®). Die
Mittel revolvierten langsam oder gar nicht.

Die den Entwicklungsldndern eingerdumten
Konditionen muBten stdndig verbessert wer-
den'%), Ab 1963 sah man sich vor der Notwen-
digkeit, jahrlich etwa 1 Mrd. DM aus dem Bun-
deshaushalt fiir die Bedienung der Kapital-
hilfe aufbringen zu miissen '?). Seither wird die
Kapitalhilfe mit steigenden Betrdgen aus dem
fundeshaushalt gespeist!?). Von Industriean-
leihen, Linderdarlehen und Privatisierungser-
|lisen — alles Kennzeichen einer einmaligen
Sonderanstrengung — ist keine Rede mehr.
Viele Entwicklungslédnder sind unsere Dauer-
kustginger geworden, fatalerweise ohne daB
insere Hilfe auf ihrer Seite wirklich Erleichte-
ning oder gar Besserung schafft. Auch die Ver-
—
|1 Vgl dazu Friedrich Karl Vialon, Die Kunst der
Entwicklungshilfe, Vortrag, gehalten am 29.Juni
| %2 auf einer Veranstaltung der Industrie- und
Hindelskammer Stuttgart, verdffentlicht als Son-
derdruck der Zeitschrift Europédische Wirtschaft —
Entwicklungsléinder, Baden-Baden, Bonn, S. 17.
"I Die zunéichst jeweils im Einzelfall ausgehandel-
| e Konditionen wurden spiterhin standardisiert.
' lum derzeitigen Stand siehe Vierter Bericht zur
Entwicklungspolitik der Bundesregierung, BT-
Drucksache '8/3582, S. 24/25, Anm. 3. Da sich auch
rlehen zu 0,75 % Zinsen bei 50 Jahren Laufzeit
und_ll} tilgungsfreien Jahren als zu starke Belastung
frviesen, erhalten die am wenigsten entwickelten
.I‘“dﬁr heute fast nur noch nicht riickzahlbare Fi-
| lnzierungsheitrage,
;'P_\la]on. a.a. O, S.17/18, sagte schon damals im
Hinblick auf die bevorstehende Haushaltsfinanzie-
| fung, daB es des immer sehr schweren Entschlusses

bedarf, die Sorgen fiir das Morgen iiber die fiir das
| Heute 21 stellen”,

;[1 Vierter Bericht zur Entwicklungspolitik der Bun-
“sregierung, Tabelle 16 (Sp. 5). S. 121.

§

einten Nationen beschlossen bereits am
19. Dezember 1966 die Ausarbeitung einer in-
ternationalen Entwicklungsstrategie fiir die
siebziger Jahre '*). Damit wurde ,die" Entwick-
lungsdekade im Sinne einer einmaligen gro-
Ben solidarischen Anstrengung stillschwei-
gend zu Grabe getragen.

Eine zweite Entwicklungsdekade folgte. In
dieser Dekade war die erste groBe Ulpreiser-
héhung durch die OPEC Ende 1973 das domi-
nierende Ereignis. Die meisten Industrieldn-
der — an der Spitze die relativ wirtschafts-
starke Bundesrepublik Deutschland — rea-
gierten darauf mit einer Senkung, zumindest
mit einem Einfrieren ihrer Entwicklungshil-
fe.

Das traf vor allem die @rmsten Lénder. Gerade
sie hitten in dieser Situation Zeichen der
Hilfe so nétig gebraucht wie nie zuvor. Selbst
zusitzliche HilfsmaBnahmen, wenn man sie
beschlossen hétte, wédren bei den langen Vor-
laufzeiten, die sinnvolle Projekte nun einmal
brauchen, fiir die Geberldnder so schnell gar
nicht ausgabewirksam geworden. Aber das
psychologische Signal der Verweigerung
schlug sofort {iberall voll durch. Schlimmer
noch: Die Bremsspuren wurden in der Ausga-
benpolitik erst dann voll sichtbar, als die Kon-
junktur in den Industrieldndern lingst wieder
auf vollen Touren lief '4). Die Entwicklungslan-
der konstatierten in dieser Phase, daB das
Bruttosozialprodukt der Industrieldinder be-
achtlich stieg, wihrend deren Entwicklungs-
hilfeleistungen relativ weiter sanken.

Gelassenheit und Solidaritit waren in dem
Augenblick zur Mangelware geworden, als
man sie am nétigsten gebraucht hitte. Das ha-
ben die Entwicklungsldnder nicht vergessen,
auch wenn die Entwicklungshilfeleistungen
inzwischen wieder gestiegen sind.

Vor diesem Hintergrund wurden die Forde-
rungen der Entwicklungsldnder in der zweiten
Entwicklungsdekade immer radikaler. Uber
die politische Programmatik einer dritten Ent-
wicklungsdekade hat man sich im September
1980 auf der 11.Sondergeneralversammlung
der Vereinten Nationen gestritten. Dabei
wurde auch der Bericht der Brandt-Kommis-

3) Resolution 2218 B (XXI). Die offizielle Proklama-
tion der zweiten Entwicklungsdekade erfolgte am
13.12. 1967 mit Resolution 2305 (XXII), die
Dekadenstrategie selbst wurde mit Resolution
2626 (XXV) am 24. Oktober 1970 verabschiedet.

1) Ich habe diese zeitlichen Abldufe in dieser Zeit-
schrift (B 50/78) in meinem Beitrag ,Entwicklungs-
zusammenarbeit — Lehrstiicke pra%ctischer Politik",
S. 14—17, niher dargestellt.
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sion als offizielles UN-Dokument zur Kennt-
nis genommen.

Als Ergebnis der 11. Sondergeneralversamm-
lung wurde ein Strategiepapier iiber die all-
gemeinen Ziele der Entwicklungszusammen-
arbeit in der dritten Entwicklungsdekade im
Konsensus verabschiedet und an die 35. Gene-
ralversammlung zur Annahme weitergeleitet,
mit zahlreichen Intérpretationszusdtzen ein-
zelner Mitgliedstaaten, deren genauer Inhalt
bei AbschluB dieses Beitrags noch nicht zu
iibersehen war. Der — noch wichtigere — Ver-
fahrensvorschlag, wie diese Ziele konkret zu
erreichen seien, blieb kontrovers. Die Ver-
handlungen sollen in der sich anschlieBenden
(ordentlichen) 35. Generalversammlung fort-
gesetzt werden,

Der Leiter der deutschen Delegation, Bot-
schafter Mathias vom Auswaértigen Amt,
meinte denn auch, daB die Sondergeneralver-
sammlung kein Erfolg, aber auch kein MiBer-
folg gewesen sei!%). Bundesminister Offergeld,
von Ressorts wegen zustindig fiir Entwick-
lungspolitik, aber selbst nicht in New York,
wertete és als Erfolg, daB die Sondergeneral-
versammlung in einer unter deutscher Beteili-
gung erarbeiteten Resolution ,alle entwickel-
ten Lédnder und alle Entwicklungslénder, die
dazu in der Lage sind", gleichrangig zur Erho-
hung ihrer Hilfe an die &rmsten Lénder aufge-
fordert habe. Mit dieser Formulierung sei es
erstmals gelungen, die gemeinsame Verant-
wortung auch der &stlichen Industrieldinder
und der OPEC-Staaten fiir die Armsten der
Armen im Text einer UN-Resolution festzu-
halten '€),

Die publizistische Kommentierung war deutli-
cher: ,Gescheiterter Dialog", ,Nord-Siid-Stra-
tegiebeschliisse kommen in die Papiermiihle’,
die Strategie sei ,in den Augen der westlichen
Wirtschaftspolitiker ohnehin nicht viel mehr
als Makulatur??).

Vom Preis des ,Erfolges’ spricht man nicht

Der Erfolg einer solchen Konferenz ist nicht
etwa dadurch herbeizufiihren oder daran zu
messen, daB man einen FormelkompromiB fin-
det oder daB man gar den Forderungen der
Entwicklungslinder unbesehen nachgibt. Im
Gegenteil: Eine Erfolgsbewertung muB bei

%) FAZ vom 17. 9. 1980.

'%) Sozialdemokratischer Pressedienst 35/179 vom
18.9. 1980, S. 2.

'”) Handelsblatt vom 17.9. 1980; siehe auch FAZ
vom 17.9. 1980.
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den langfristigen, den strategischen Wirky,
gen eines Konferenzabschlusses ansetzen, };
ben wir durch das Ergebnis etwa nur eipg
Aufschub erreicht, den wir alsbald um so tey,
rer bezahlen miissen? Hat man Scheinlgsy,
gen und Formelkompromisse oder Ansélzey;
dauerhafteren und tragféhigen Lésungen ey,
beitet? Was hat uns eine Konferenztaktik, g
bestimmte Beschliisse blockiert, um vorgeblig
Schlimmeres' zu verhindern, in der Realiy
eingebracht, was wird sie uns real kosten?

Man wird die Entwicklungsldnder von unsy.
nigen und fiir die Weltwirtschaft bedrohliche
Vorschlédgen, die z. B. neuerdings auf eine J
ralysierung des Internationalen Wi
fonds hinauslaufen, wohl erst dann abbringe;
kénnen, wenn man ihre sachlich begriindete
Forderungen ernst nimmt und sich ehrlid
und konstruktiv damit befaBt. Man mul sig
mit den Ursachen dieser Haltung auseinan
dersetzen, statt zu versuchen, die daraus resy.
tierenden Forderungen konferenztaktisch ab
zublocken. Solange die Entwicklungslinde
ndmlich konstatieren miissen, daB man ihrer
realen Bediirfnissen innerhalb eines et
blierten Wellwirtschaftssystems nicht Rech-
nung tragen will, werden sie unter dem Druc
der eigenen Not ihre Forderungen nicht nu
weiter eskalieren, sondern zusétzlich das
System immer entschiedener bek&dmpfen —
und eines Tages damit Erfolg haben.

Durch eine unreflektierte Hinhaltetaktik en
reichen wir eines mit Sicherheit: Der Preis!
den wir fiir einen friedlichen Ausgleich mi
der Dritten Welt eines Tages zwangsliufy
werden entrichten miissen, wird von um
selbst stindig in die Hohe geschraubt b
verlagert sich zudem mehr und mehr auf Quz
lititen, die fiir uns existenzbedrohend sind
Deshalb ist diese Haltung zutiefst unpol:
tisch.

Sie ist iiberdies 6konomisch kurzsichtig uné
schédlich. Hétten die groBen Industrieldnder
das Volumen ihrer Hilfe z. B. rechtzeitig vor
sich aus ernstlich erhoht, dann héatten sie dit
Etablierung eines dubiosen Gemeinsamen
Fonds zur Rohstoffbewirtschaftung, die Pare:
lelfinanzierungen tiber UNDP und FAQ sowit
viele andere bedenkliche Erscheinunge
leicht abwehren kénnen. Héchstwahrscheir
lich wiren Forderungen in dieser Form g
nicht aufgekommen. Zumindest hatten sit
nicht diese starke Unterstiitzung gewinnel
kénnen, bei der die Industrielinder letztlict
zum bésen Spiel dann nur noch resignierend
weil wider besseres Wissen, nicken konntel

{



|m Ergebnis haben gerade die auf die Freiheit
des Welthandels angewiesenen Industrieldn-
der fiir ihre mangelnde Leistungsbereitschaft
und den fehlenden politischen Verstédndi-
qungswillen bisher stets sehr teuer bezahlt,
pimlich mit Kompetenzen, mit einer Einbufie
an wirtschaftlicher Freiheit, mit einer Redu-
serung kiinftiger Entwicklungschancen ihrer
tigenen Wirtschaft. Sie haben diese Chancen
geopfert, weil das — aus der Sicht der politisch
Handelnden — zuné&chst nicht unmittelbar zu
Buche schlug, nicht schon heute zu Ausgaben
fihrte und deshalb dem eigenen Biirger und
Wihler angeblich leichter zu verkaufen war.

Wie sehr dieser Biirger dabei selbst verkauft
wurde, zeigt sich freilich bald. Denn die Ent-
wicklungslénder fiihlen sich durch diese Op-
fer, durch diesen Zuwachs an institutionali-
sierter Macht keineswegs befriedigt. Sie kén-
nen das auch nicht, denn die zusitzlich eta-
blierten neuen Behdrden, internationalen
Gremien und Fonds helfen ihnen bei der Lin-
derung ihrer existenziellen Not keineswegs.
Sieschwichen zudem — weil sie ihrerseits zu-
nichst Leistungen ohne output absorbieren,
produktive  Entfaltungsméglichkeiten  be-
schneiden und sich gegenseitig prozedural be-
hindern — den Strom der effektiven Hilfe.
Aber die Institutionen sind inzwischen eta-
bliert. Weitere werden ihnen folgen. Aus dem
ebenso einfachen wie falschen Grund, daB die
Entwicklungslidnder glauben, eine neue Insti-
tution bringe ihnen letztlich doch neue (d. h.
wsitzliche) Mittel, neue Fonds schafften mehr
Geld. In Wirklichkeit kann die Schaffung
never institutionalisierter Kostginger den
fehlenden Leistungswillen der Industrieldn-
der weder stimulieren noch substituieren. Das
ohnehin vorgesehene Hilfevolumen wird le-
diglich auf noch mehr Zuwendungsempfénger
verteilt. Und weil deshalb trotz aller groBarti-
gen Beschliisse bei den Empfangern kaum
eine Verbesserung zu spiiren ist, wohl aber die
Kontinuitit der Hilfe abnimmt, wéhrend im-
mer mehr Hilfebiirokratien immer verworre-
ner agieren, fordern die Entwicklungslénder
fiir die dritte Entwicklungsdekade langst nicht
mehr Leistungen in Hohe von 0,7% des Brutto-
sozialprodukts der Industrieldnder. Sie verlan-
gen jetzt — da bei ihnen von der seitherigen
Hilfe nicht eben viel ankam'#) — mindestens
% des Bruttosozialprodukts der Industrieldn-
—

") Das ist nicht nur eine Frage der technischen Effi-
tenz der Hilfe, sondern weit stirker noch eine
Frage der politischen Gewichtung, die in den stati-
stischen Globalzahlen untergeht. Die amerikani-
sche Hilfe 2. B, war — statistisch gesehen — mit
056% des Bruttosozialproduktes im Jahre 1964 auf

7

der als offentlichen Leistungstransfers Jahr
fir Jahr.

Das bedeutet: Wenn wir eines Tages wirklich
0,7% des Bruttosozialprodukts leisten — und
die Industrielinder haben gerade jetzt in New
York wieder erklirt, sich darum bemiihen zu
wollen '?) —, werden wir fiir diese beachtliche
Anstrengung und das Erreichen dieses so-
lange heiBl ersehnten Ziels politisch nichts
mehr bekommen. Wir werden nach wie vor
auf der Anklagebank sitzen und entsprechend
weiterhin unter Druck stehen, gefdlligst noch
mehr zu tun. Aber auBerdem werden bis dahin
auch der Internationale Wahrungsfonds, das
GATT, die Weltbank und viele andere, akzep-
tabel arbeitende Institutionen auf der Strecke
geblieben sein und neben ihnen zahlreiche
neue, sehr ineffiziente Weltorganisationen
das Licht der Welt erblickt haben.

Die Gegeniiberlegung ist plausibel: Hdtten die
leistungsstarken Industrieldnder sich dagegen
bequemt, einen Transfer von 0,7% ihres Brut-
tosozialprodukts rechtzeitig und ernstlich an-
zuvisieren, dann hétten sie sich nicht nur die
Funktionsfdhigkeit der Weltwirtschaft und
der dazu erforderlichen Institutionen erhal-
ten, sondern auch selbst noch entsprechende
Bedingungen stellen konnen. Die Entwick-
lungsldnder hitten sich beeilt, diese Bedin-
gungen zu erfiillen, wenn sie einen héheren
und kontinuierlich einplanbaren Transfer da-
fiir bekommen hitten. Vor allem hitten die
Entwicklungslinder dann gar keinen Grund
gehabt, mit dem zweifelhaften Mittel der Pro-
liferation von neuen Institutionen (vergeblich)
um mehr Hilfe zu kdmpfen.

Eine solche offensive, dynamische und zu-
kunftsgerichtete Politik kostet Geld. Aber sie

beachtlicher Héhe, damals nur noch {ibertroffen von
Frankreich mit 0,9%; vgl. Vierter Bericht zur Ent-
wicklungspolitik der Bundesregierung, Drucksache
8/3582, Tabelle 30 S. 141. Auch die Bundesrepublik
hatte damals mit 0,44% ein in der ganzen Tabelle
nicht wieder auftauchendes Ergebnis. Zur Interpre-
tation dieser Zahlen muB man freilich wissen, daB
auch die damaligen deutschen Wiedergutma-
chungszahlungen an Israel ebenso in der globalen
Entwicklungshilfestatistik enthalten sind wie die
amerikanischen Zuschiisse zum (Militdr-)StraBen-
bau in Vietnam und die Mittel, die aus Frankreich in
das Algerien vor der Unabhéngigkeit oder unmittel-
bar danach flossen. Niheres vgl. in: Zusammenar-
beit im Dienst der Entwicklung, Jahresprifung 1978,
OECD, S. 2791f. Die Lauterkeit der politischen Mo-
tive und die Validitdt der statistischen Aussagen
stehen hier nicht zur Debatte. Aber man muB sich
dariiber klar sein, daB uns z. B. die jetzt beachtlich
erhéhten deutschen Leistungen an die Tiirkei nur in
der statistischen Optik etwas helfen, ohne uns poli-
tisch bei den Entwicklungslindern allgemein zu ei-
ner Klimaverbesserung zu verhelfen.

19) Siehe die bereits zitierten Konferenzberichte.
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macht sich auch bezahlt. Wer freilich die Inve-
stition in eine offensive Strategie scheut, muf
in der Regel fiir die Defensive — bei reduzier-
ten Erfolgschancen — dann spidter ungleich
mehr bezahlen. Nur wenn man den eigenen
politischen Horizont auf kurze Wahlperioden
einengt, kann man es sich leisten, diesen Zu-
sammenhang zu libersehen. Deshalb ist pikan-
terweise die deutsche Wirtschaft, die bei ihren
Auslandsgeschiften ja langst iiber die Kurzat-
migkeit von vierjahrigen Wahlzyklen hinaus-
denken muB, durchaus fiir eine Steigerung der
Entwicklungshilfe, ebenso wie die deutsche
Gewerkschaftsbewegung, die Arbeitsplitze
langfristig sichern will. In der Wirtschaft rea-
giert man auch zunehmend kritisch auf Konfe-
renzergebnisse, die sich dadurch zu rechtferti-
gen versuchen, daB sie angeblich Schlimme-
res' verhiitet haben, indem sie momentane
Ausgaben abwehren, fiir diesen Aufschub aber
mit der Opferung von im Augenblick noch un-
sichtbaren, in der Sache aber weit wertvolle-
ren Zukunftschancen bezahlen. ‘

Vor einem heillen Herbst oder schon im
kalten Winter?

Es zeichnet sich ab, daB die Spannungen wach-
sen, daB wir uns von den Chancen fiir einen

friedlichen Interessenausgleich zwische
Nord und Siid weiter entfernen. Hier in de
Bundesrepublik Deutschland wird man g;
Haltung der Entwicklungslédnder und ihre yp
oft grotesk anmutenden Forderungen wie.
derum nicht verstehen. In der Dritten Welt g;.
gegen wird man unsere Haltung als zuneh
mend arroganter, egoistischer und kurzsichg
ger empfinden. Das MiBverstindnis wird -
trotz des Berichts der Brandt-Kommission —
auf beiden Seiten total bleiben, mit allen neg:
tiven und bedrohlichen Konsequenzen, i
das fiir die Stabilitdt und den Frieden auf die
ser Erde haben kann.

Die Brandt-Kommission hat sich — das i
meine Einschdtzung — um einen Teil der méy.
lichen Wirkung gebracht, weil sie der histori.
schen Dimension, d. h. der praktischen Erfah.
rung mit 30 Jahren erfolgloser Entwicklung.
politik, zu leichtfiiBig auszuweichen versuch
te. Wir in der Bundesrepublik Deutschland ha
ben es iiberdies fertiggebracht, aufier dieser
historischen Dimension, auBler der entwick
lungspolitischen Vergangenheit also, zugleich
noch die Probleme der Gegenwart und di
Perspektiven unserer Zukunft ganz offizel
und amtlich zu verdrédngen.

IL. Die Verdriangung der Vergangenheit — nur ein Kunstgriff?

Der Bericht der Brandt-Kommission betont
seine eigene Vorgeschichte nicht. Von zer-
miirbenden Fehlschlégen, enttiuschten Er-
wartungen und unerfiillten Versprechungen
iiber Dekaden hinweg ist dort kaum die Rede.
Man muB schon sehr genau und zwischen den
Zeilen lesen, um die vereinzelten Hinweise
auf die nicht sehr ermutigenden Vorldufe zu
erfassen.

Natiirlich wollte die Brandt-Kommission nicht
lediglich wieder einmal einen allfélligen Be-
richt vorlegen, nicht einen weiteren jener Ap-
pelle formulieren, die sich in ihrer kurzlebigen
Alibifunktion erschépfen, bevor sie endgiiltig
in den Archiven verschwinden. Das ist ver-
standlich. Aber wer — wie die Brandt-Kom-
mission — die eigene Vorgeschichte dann
gdnzlich wegschiebt, nur um direkter und un-
befangener zur Sache kommen zu kénnen,
wirkt darum nicht liberzeugender. Er erweckt
eher den Eindruck der Naivitdt, ja einer ge-
kiinstelten Euphorie.

Dem Leser wird auf diese Weise nahe ge-
bracht, was heute (eigentlich) geschehen miiB-
te, um unser Uberleben zu sichern. Das freilich
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ist im Kern nichts anderes, als was gestem
auch schon héchst notwendig und unbedingt
am Platze gewesen wire. Trotzdem ist es nicht
geschehen. Warum es nicht geschah, obwoll
es notwendig war und méglich gewesen wire,
das ist des Pudels Kern. Gerade dazu aber sag!
die Brandt-Kommission fast nichts.

Niemand kann ernstlich behaupten, daf die
Bundesrepublik Deutschland als eines der le
stungsstdrksten Industrieldnder nicht in der
Lage gewesen wire, die gleiche Quote an Ent:
wicklungshilfe — gemessen an ihrem Sozid-
produkt — zu leisten wie Didnemark, Schwe-
den, Norwegen, Holland oder Frankreich
Wenn wir uns mit unseren Leistungen an o\
fentlicher Entwicklungshilfe??) nicht in der
Spitzengruppe befinden, sondern uns — be
zeichnenderweise zusammen mit den anderen

20) Man darf die 8ffentliche Entwicklungshilfe und
den privaten Transfer (Investitionen) nicht in einen
Topf werfen, obwohl die Bundesrepublik dann in
Vergleich etwas besser abschnitte. Die privaten ln-
vestitionen gehen nur in wenige Entwicklungslin
der. Die drmsten Entwicklungslinder bleiben daher
auf éffentliche Hilfe angewiesen; sie werden von
den privaten Investitionen praktisch ausgesparl.



Wirtschaftsgiganten, mit den USA und mit Ja-
pan — meistens weit unterhalb des Durch-
schnitts bewegen?!), dann ist das kein Natur-
gesetz. Es ist das Ergebnis politischer Willens-
pildung, das Resultat politischer Fiihrungsent-
scheidungen. Will man das Ergebnis &ndern,
muf man deshalb zundchst die Bedingungen
analysieren, unter denen derartige politische
Fihrungsentscheidungen und Richtlinienvor-
gaben zustande kommen, beeinfluBt und ge-
stenert werden.

Denn es geht ja gerade darum, hier nicht dem
politischen Pfahlbiirger nach dem Munde zu
reden. Er muB vielmehr davon iiberzeugt wer-
den, daB direkte und plausible, aber nur kurz-
fristige Gegenwartsinteressen zurlickgestellt
werden miissen, wenn man langfristig Zu-
kunft, Frieden und Wohlstand sichern will.
Gefragt und gefordert sind nicht die Funktio-
pire, Technokraten, Parteimanager und Ab-
simmungstaktiker, sondern Staatsmanner.

Man muB also die Frage nach der politischen
Fihrung stellen. Wer diese Fragestellung —
aus welchen Griinden auch immer — zu ver-
meiden trachtet, lauft Gefahr, daB seine neu
formulierten, in der Sache noch so gut fundier-
ten Empfehlungen und Ratschlége bei der po-
litischen Verwirklichung nachher an genau
denselben (ungenannten) Klippen stranden, an
denen bereits die friiheren, nicht weniger
plausiblen Vorschldge gescheitert sind.

Fachlich war der Pearson-Bericht keineswegs
schlechter als der Bericht der Brandt-Kommis-
sion. Die Beschreibung der Situation im Pear-
son-Bericht war nicht weniger erschiitternd,
der Appell um mehr Hilfe nicht weniger ein-
dringlich. Wenn der Pearson-Bericht es
gleichwohl nicht vermochte, die politische
Einstellung zu diesen Problemen nachhaltig
zu dndern, warum sollte dann der Bericht der
Brandt-Kommission wirksamer sein als sein
Vorginger? Man kommt also nicht umhin, sich
mit den Gefahren zu befassen, die bei den Ver-
suchen einer politischen Verwirklichung der
Vorschlige drohen, mit den Hindernissen, die
dabei auszurdumen und zu tiberwinden sind.

Nichts wire in diesem Zusammenhang inter-
essanter, in der Analyse faszinierender und
fiir die kiinftige politische Arbeit hilfreicher
gewesen, als wenn der Vorsitzende Willy
Brandt in seinem Vorwort offen berichtet hét-

) Vgl. World Development Report, 1980, The
World Bank, Washington, D. C., August 1980, Tab-
le16(S. 140/141), sowie Vierter Bericht zur Entwick-
limgspolitik der Bundesregierung, Tabelle 30

(8. 141),
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te, warum es z. B. ihm selbst als Bundeskanzler
der Bundesrepublik Deutschland nicht gelang,
die entwicklungspolitischen Vorschlige des
Pearson-Berichts erfolgreicher in die Praxis
umzusetzen. Immerhin war das ja ein Teil der
Regierungserklarung und damit Bestandteil
des offiziellen Regierungsprogramms. Was hat
andererseits die Planungs- und Finanzmini-
ster, die Prasidenten wichtiger Entwicklungs-
linder, die jetzt in der Brandt-Kommission
mitgearbeitet haben, letztlich gehindert, ihren
Vilkern zu einem besseren Auskommen, zu
mehr Beschédftigung, zu einem steigenden,
wenn auch bescheidenen Wohlstand zu ver-
helfen. Waren denn die Klippen, an denen so
viel guter Wille scheiterte, so banal, daB man
sie am besten erst gar nicht erwdhnt? Werden
sie kiinftig keine Rolle mehr spielen?

Ich halte das fiir unwahrscheinlich. Gerade die
offizielle Behandlung, die der Bericht der
Brandt-Kommission in der Bundesrepublik
Deutschland bisher erfahren hat — sie wird
in einem spdteren Abschnitt ndher darge-
stellt —, bestdtigt diese Befiirchtungen nur
allzu deutlich. Indem der Bericht der Brandt-
Kommission die ureigenste personliche Erfah-
rung tabuisiert, die die Mitglieder der Kom-
mission selbst bei der Verwirklichung ihrer
eigenen entwicklungspolitischen Bemiihun-
gen gemacht haben, schwiicht er die Legitima-
tion der Kommission und erzeugt zusétzliche
Zweifel an einigen der wesentlichen Vorschla-

Vergessene Legitimation

AufschluBireich ist das Vorwort des Vorsitzen-
den Willy Brandt selbst. Willy Brandt sagt?2):
»Als jemand nach meiner Legitimation fragte,
einer solchen Kommission vorzusitzen, war
ich nicht iiberrascht. In aller Offenheit: Mein
Werdegang muBte mich nicht unbedingt fiir
diese Aufgabe qualifizieren ..."

Willy Brandt fiihrt dann aus, da8 er sich zwar
schon als junger Journalist mit den Problemen
des Kolonialismus und den Kdmpfen um Un-
abhdngigkeit interessiert habe, daB er mit
Nehru, Nasser, Tito und anderen fiihrenden
Personlichkeiten zu einer Zeit zusammenge-
troffen sei, als die meisten Leute bei uns von
der Dritten Welt noch nichts gehért hatten. Er
habe durch Lektiire, Reisen und Gespréache ei-
niges iiber Asien, Lateinamerika, Afrika und
den Nahen Osten gelernt und das Doppel-
problem von Entkolonialisierung und Ent-

) S.13L
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wicklung nie aus den Augen verloren, aber:
.Und dennoch bleibt wahr, daB es in meiner
Zeit als Bundeskanzler andere Priorititen wa-
ren, die mich in Anspruch nahmen und davon
abhielten, den Nord-Siid-Fragen gerecht zu
werden. Es ist gewiB so, daB ich denjenigen
Kollegen nicht hinreichend Aufmerksamkeit
widmete, die unsere Prioritdten iiberpriifen
und ergdnzen wollten. Gleichwohl war ich be-
miiht, mich {iber neue Ansitze zur Entwick-
lungspolitik auf dem laufenden zu halten. So
erfuhr ich 1974 und 1975 von den Prisidenten
Algeriens und Mexikos iiber bedeutende In-
itiativen, die einer neuen internationalen Ord-
nung zugute kommen sollten. Doch diejeni-
gen, welche mir die Aufgabe antrugen, mégen
mehr den Beitrag im Auge gehabt haben, den
ich auf dem Gebiet der Ostpolitik zu leisten
vermochte ..." '

Im Grunde hat sich Willy Brandt nach seiner
Selbsteinschédtzung also erst am oder nach
dem Ende seiner Kanzlerschaft diesen Fragen
ernstlich zugewandt. Dabei — und das ist das
Frappierende — ist er objektiv der Bundes-
kanzler, der von allen Bundeskanzlern bisher
am meisten fiir die deutsche Entwicklungspo-
litik getan hat. Willy Brandt hat ndmlich als
Regierungschef

— erstmals eine entwicklungspolitische Kon-
zeption der Bundesregierung in einem Kabi-
nettsbeschluB als Leitlinie fiir alle Ressorts
festgelegt;

— dem Entwicklungshilfeministerium jene
Kompetenzen verschafit, die ein selbstédndiges
Ministerium im Grunde erst rechtfertigen;

— in Erhard Eppler iiber die Jahre hinweg ei-
nen Ressortchef gestiitzt und gehalten, der die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit als
ernst zu nehmenden Faktor nicht nur im Bun-
deskabinett etablierte, sondern ihr — in seiner
Person — auch international Respekt und An-
sehen zu verschaffen verstand;

— die politische Mitarbeit und das Interesse
des Bundestages an der Entwicklungspolitik
zu festigen und auszubauen versucht durch
eine umfassende Berichterstattung der Bun-
desregierung iiber alle MaBnahmen aus die-
sem Bereich #?);

— in der Finanzplanung des Bundes erstmals
langfristig ‘Zuwachsraten fiir die Entwick-
lungszusammenarbeit eingesetzt, die eine

23) Es handelt sich dabei um die im Zweijahresab-
stand erscheinenden Berichte zur Entwicklungspo-
litik der Bundesregierung, BT-Drucksachen 7/1236;
7/4293; 8/1185; 8/3582.
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kontinuierliche Projektpolitik mit einem Py,
jektvolumen erméglicht hétten, das auch iy
ternational Beachtung gefunden und der Byy,
desrepublik Deutschland einen ihrer weltwiy,
schaftlichen Bedeutung entsprechenden Pl
unter den Geberldndern verschafft und erhg)
ten hatte %4).

Uber all das verliert Willy Brandt kein Wop,
wenn er die Sdtze formuliert, die ihn nach g
ner eigenen Vorstellung fiir den Vorsitz in de
Brandt-Kommission legitimieren. Dabei hity
jeder einzelne der hier genannten Punkte —
und die Aufzdhlung ist bei weitem nicht e
schopfend — ihn spezifischer qualifiziert als
das eher beildufige, wenn auch kontinuier. |
che Interesse, das Willy Brandt sich selbst fi
diese Fragen attestiert. Wie soll man diese
Widerspruch zwischen den objektiven Aktey |
und der subjektiven Einschdtzung bewerten!
Ist es iiberhaupt ein Widerspruch?

Verengte Einschitzung des Politischen

Man wird m. E. daraus folgern kénnen, daB der
damalige politische Steuermann und Impuls
geber, d.h. Willy Brandt als Kabinettschel
diese Punkte und Positionen nicht als ,poli-
tisch", nicht als Teil seiner politischen Lei
stung aufgefaBt hat. Fiir ihn waren das Res
sortangelegenheiten, Routinegeschiifte eines
Bundeskabinetts, dem vorzusitzen nun einmal
Amtsaufgabe des Kanzlers ist. Als politisch
wichtig und erwdhnenswert erscheinen ihm
nur solche Dinge, mit denen er sich selbst, aus
eigenem Interesse und eigenem Entschluf be
faBt hat.

Der ehemalige Bundeskanzler Brandt rium!
ein, daB er sich wihrend seiner Kanzlerschaft
den entwicklungspolitischen Problemen nicht
sonderlich gewidmet hat. Aber Willy Brand!
hat den damals aktuellen Pearson-Bericht in
seiner Regierungserkldrung immerhin noch
zum Programmpunkt gemacht. Bei Bundes
kanzler Schmidt war eine dhnlich programma-
tische Erkldrung bisher nicht zu verzeichnen
Seine Distanz zu diesen Fragen ist offensicht:
lich.

) Die Planungen wurden von dem damaligen Fi
nanzminister Helmut Schmidt auf einer internatic
nalen Konferenz in Nairobi bekanntgegeben. Die
Zuriicknahme dieser Finanzplanung unter dem spé
teren Bundeskanzler Helmut Schmidt fithrte zun
Riicktritt von Erhard Eppler vom Amt des Bundes
ministers fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit; v§
Erhard Eppler, Das Schwerste ist Glaubwiirdigkeit
Gesprache iiber ein Politikerleben, rororo aktuell
Hamburg 1978, S. 100 f.



n einem vor der Bundestagswahl 1980 in ho-
her Auflage verbreiteten Buch wird die Vorbe-
eitung einer Kabinettsitzung bei Bundes-
tanzler Schmidt plastisch beschrieben: Jedes
Thema hat die volle Zuwendung des Kanzlers,
sber nicht alle Probleme geht er gleicherma-
| Jen gelassen an. So schubst ihn ein Entwick-

ungshilfedetail keineswegs aus der Balance.
irweiB, daB er da ,stubborn’ bleiben will, teilt
es ohne Verzdgerung mit, gibt sich unbewegt,
nach anderen Herausforderungen Ausschau
haltend."**)

| Ob bei den anderen Herausforderungen, bei
der Energieversorgung zum Beispiel, bei der
wirtschaftlichen Stabilitit oder den internatio-
| glen Wahungsproblemen allerdings auf
inge Sicht erfolgreich zu operieren ist, wenn
man iiber unsere Beziehungen zur Dritten
| Welt so leicht hinweggleitet, bleibt zweifel-
haft. Hat eigentlich die aggressive Politik der
OPEC, haben die Ereignisse im Iran, im
| Tschad, in Uganda, in Afghanistan oder in der
| Tirkei so wenig mit der allgemeinen Politik
und mit der politischen Vernachldssigung der
Probleme der Dritten Welt zu tun, daB man
dariiber jeweils zur Tagesordnung ilibergehen
kann?

i Der Bericht der Brandt-Kommission zielt auf
den entscheidenden Punkt, wenn er die politi-

sche Dimension der Nord-Siid-Problematik
betont. Wird es ihm aber gelingen, die hier be-
stehenden Mentalsperren doch noch zu {iber-
winden?

' Iwischen ,Fachfrage® und ,Politik"

i fir den Ertrinkenden, der verzweifelt ums

Uberleben kidmpft, ist eine Debatte auf hohem
| lachlichen Niveau dariiber, welches Rettungs-
| gerit im Lichte dieser bedauerlichen Erfah-

ning fiir kiinftige Falle am besten bereitzuhal-
. ten sei, von sehr geringem Wert. Thn als den
' jetzt und unmittelbar Bedrohten interessiert
. im allerwenigsten, ob die Fasern der Leine,
die ihn retten kdnnte, rechts- oder linksherum
gedreht sind. Er hofft inbriinstig, daB man ihm
den Strick endlich zuwirft, damit er sich daran
festhalten und neue Krifte sammeln kann. Das
gt nichts gegen die Notwendigkeit, sich
tuch einmal sehr ernstlich Gedanken dariiber
m machen, welche Rettungsgerite man gene-
tell braucht, wie man sie beschafft, wartet und
nstandhélt. Beides sind gleichermaBen be-
rechtigte Perspektiven, aber sie haben in der

—

*) Krause-Burger, Helmut Schmidt, Aus der Nahe
fesehen, Diisseldorf und Wien 1950, S. 21.
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konkreten Situation fiir die Betroffenen und
die Beteiligten sehr unterschiedliche Priorita-
ten.

In dieser Unterschiedlichkeit der Ausgangs-
punkte liegt das Dilemma der meisten Nord-
Stid-Gespriache. Fiir die eine Seite sind das
harte Existenzfragen. Die andere Seite glaubt
immer noch, es handele sich hier um Fachfra-
gen (und damit um Randfragen) Wenn man
diese Diskrepanz nicht auf beiden Seiten reali-

‘siert, redet man aneinander vorbei.

Die Brandt-Kommission hat das erkannt. Auch
wenn sie es so deutlich nicht ausspricht, sieht
sie in den Vorurteilen und dem persénlichen
Desinteresse vieler westlicher Politiker eines
der Haupthindernisse fiir den Beginn realisti-
scher und fruchtbarer Gespriche zwischen
Nord und Siid. Sie sucht nach Wegen, diese
Kluft zu iiberbriicken.

Lag es wirklich an der GréBe der Konferen-
zen...?

In diesem Zusammenhang setzt die Brandt-
Kommission ihre Hoffnungen u.a. auf die
Wirksamkeit einer Konferenztechnik neuer
Art, ndmlich einer Serie von Spitzengespré-
chen wichtiger Staatsmédnner in kleinerem
Kreis?®), Davon erhofft man sich bessere Er-
gebnisse als von jenen Mammutkonferenzen,
die im Dunstkreis der Vereinten Nationen in
den letzten Jahren so hdufig wie nie zuvor
stattfanden?’), von den Entwicklungslindern
mit viel Hoffnung anvisiert wurden, aber
durchweg in Hoffnungslosigkeit, Streit und
Konfrontation endeten. Sind die Mammutkon-
ferenzen wirklich nur daran gescheitert, daB
sie so groB waren, zu schwerféllig und zu zeit-
raubend, so daB die grofien Staatslenker, deren
persénliche Teilnahme nach dieser Vorstel-
lung den Konferenzerfolg nachgerade automa-
tisch garantiert hitte, dort gar nicht erst er-
schienen?

Die Brandt-Kommission scheint das anzuneh-
men. Sonst wire ihr Vorschlag zu diesem
Punkt nicht verstindlich. Ich meine dagegen,

26) S, 326; 330 {.; siehe auch Vorwort des Vorsitzen-
den S.36 1.

) Der Dritte Bericht zur Entwicklungspolitik der
Bundesregiemnghverzeichnet S.201; u. a. die Konfe-
renz iiber menschliche Siedlungen (,Habitat"), Van-
couver 1976, die Weltbeschiftigungskonferenz,
Genf 1976, die Wasser-Konferenz, Mar del Plata
1977, die Weltwiisten-Konferenz, Nairobi 1977, so-
wie die noch andauernde 3. Seerechtskonferenz. Im
vom BMZ herauslﬁegebenen Journalistenhandbuch
1980 fiillt die Konferenzliste mehrere Seiten.
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daB die Brandt-Kommission hier Ursache und
Wirkung verwechselt. Ein Politiker lebt
schlieBlich davon, daB er fiir die Verkiindung
seiner Idee immer eine méglichst groBe Platt-
form, einen groBartigen Rahmen findet. Fir
den, der etwas zu sagen oder zu bieten hat,
kann eine Konferenz deshalb gar nicht groB
genug sein. Wenn das zutrifft, signalisiert das
Fernbleiben der ,Grofien” von den Mammut-
konferenzen keineswegs, daB diese Konferen-
zen a priori ungeeignet, steril und unpolitisch
waren. Im Gegenteil: Die ,Groflen" kamen nur
deshalb nicht, weil sie zum Thema Nord-Siid
nichts zu sagen hatten, in der Sache nichts be-
wegen konnten oder nichts bewegen wollten.
Denn wenn sie etwas gewollt hétten, hétten
sie sich fiir die Bekundung dieses Willens
keine idealere Kulisse als eine der groBen in-
ternationalen Konferenzen wiinschen kén-
nen.

...oder an der Vorentscheidung im Vor-
feld?

‘Weil es ein positives Konzept, eine Konferenz-
strategie, die diesen Namen verdient hitte,
nicht gab?®), erschienen auf den Konferenzen
nicht die Politiker, sondern deren Vertreter,
ihre Mitarbeiter und Beauftragten mit vorher
festgelegten Positionen. Konferenzerfolge —
wie auch immer definiert — wurden nicht er-
wartet, waren nicht vorprogrammiert, wédren
auch kaum wiinschenswert gewesen. Denn
man wubBte ja auf unserer Seite nicht, was man
eigentlich wollte. Alles Abblocken, war die Pa-
role. Wenn es gelegentlich durch die Autody-
namik groBer Versammlungen oder durch
gruppendynamische Effekte innerhalb der De-
legationen zu verbalen ,,Durchbriichen” und
JFortschritten” kam, wurden diese schnellstens
vom Tisch gefegt, sobald man nach Beendi-
gung der Konferenz daheim wieder zu den Ta-
gesgeschéften iiberging.

Die GréBe der Konferenzen, die Form der
Mammutkonferenzen, die Konferenztechnik
hiitte eine bessere politische Willensbildung
niemals verhindert. Das Schicksal der Konfe-
renzen war vielmehr ldngst entschieden, be-
vor sie begonnen hatten. Die Konferenzen —
bis hin zur 11. Sondergeneralversammlung der
Vereinten Nationen im September 1980 —
machten die Ergebnisse negativer Vorent-
scheidungen lediglich in der Summierung
deutlich.

2%) Vgl. Udo Kollatz, Entwicklungszusammenarbeit
— Lehrstiicke praktischer Politik, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 50/78, S. 21/22.
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Es geht also nicht um die Konferenztechyj
sondern um die — jeweils eigene — politisc
Willensbildung, um politische Fiithrung j,
Vorfeld internationaler Begegnungen, Soyej
die Brandt-Kommission darauf zielt, verdiey
sie Unterstiitzung. Wenn eine bestimmy
Technik der Vorbereitung bessere politisch
Vorentscheidungen begiinstigen kann, sol|;
man es damit versuchen. Nur darf man nig
den Eindruck entstehen lassen, da8 die Forp
bereits den positiven politischen Inhalt prij.
diziere. Sonst befindet man sich schnell in dg
Situation von Miinchhausen, der sich a
eigenen Zopf aus dem Sumpf ziehen woll,
aber dann feststellen muBte, daB die Periick
nicht fest genug am Kopf saB.

Die Brandt-Kommission hétte es sich nichter.
sparen sollen, die ihr nur allzu gut bekannte
Ursachen des Scheiterns der groBien Konfe
renzen deutlicher darzustellen. Dann wire
ihre Vorschldge zur Abhilfe plausibler gewor.
den. Man hitte die Not erkannt, aus der dies |
Vorschldge gemacht wurden. Als eigentlicher
Zweck der Serie von kleinen Konferenze
fithrender Politiker wire deutlich geworden,
daB es lediglich darum geht, zundchst diest
selbst fiir das Thema zu interessieren. Durch
ihre Zuriickhaltung in diesem Punkt vermei |
det es zwar die Brandt-Kommission, daB hier|
dieser oder jener sich fiir sein Verhalten in der
Vergangenheit kritisiert fiihlt. Ob aber der Sz
che wirklich am besten gedient ist, wenn man
die leidvolle Erfahrung mit den Konferenzen|
des letzten Jahrzehnts und ihrer politischer
Vorbereitung nur verkiirzt andeutet, statt Ur.|
sachen, Wirkungen und Verantwortungen of

fenzulegen, méchte ich bezweifeln. i

In den Industrienationen mégen wir das alles|
inzwischen vergessen , vielleicht gar nicht erst
richtig zur Kenntnis genommen haben. Den
Entwicklungslindern dagegen steht dies
Kette unerfiillter Versprechungen und ent:
tduschter Erwartungen um so deutlicher vor
Augen. Sie sehen sich tagtdglich sehr harten
Realititen gegeniiber. Hier liegt eine der Wur
zeln fiir die Eskalation ihrer Forderungen. So-
len sie neuen Versprechungen geduldig ver |
trauen, nur weil man jetzt sagt, durch den Be |
richt der Brandt-Kommission sei das Them:
plétzlich relevant geworden? Dazu gehir
wohl etwas mehr. Dazu gehéorten iberzel
gende Taten. Die offene Analyse von zwei ver
spielten Dekaden durch die Brandt-Kommis |
sion hitte ein erstes Signal sein konnen, i
man wirklich nachdenklich geworden, d. h.au5|
der Vergangenheit zu lernen begonnen ha|
Die Vorbereitungen der Bundesregierung 2|
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{1.Sondergeneralversammlung hitten eine
peue, eine ,politischere” Orientierung signali-
saren konnen. Der BundesauBenminister, zu
einer Stippvisite nach New York gekommen,
yermied jedoch schon im deutschen Erofi-
[ ungsstatement  konkrete Festlegungen??).
Mehr Hilfe fiir die Armen vom Ostblock zu
fordern, wie es Minister Genscher tat, ist zwei-
fellos richtig und notwendig und wird vom
geutschen Wahlvolk gerne gehdrt. Nur kann
Jer berechtigte Appell an andere auf die
Dauer die fehlende eigene Leistungsbereit-
haft nicht kompensieren. Die eigene Ver-
handlungsposition wird dadurch nicht ent-
wheidend gestirkt. Dabei hatten Parteitags-
teschliisse von SPD und FDP iiber die Not-
wendigkeit einer verstarkten Entwicklungszu-
ummenarbeit der Regierung bereits politi-
ghe Riickendeckung signalisiert *°).

lag es an der Erhebungstechnik .. .?

Einer der weiteren wichtigen Gedanken der
Brandt-Kommission ist der Vorschlag, kiinftig
einen Teil der Mittel fiir die Entwicklung auto-
matisch durch internationale Abgaben aufzu-
bringen. Diese Abgaben sollen insbesondere
auf die Waffenherstellung und auf Waffenex-
porte, aber auch auf den internationalen Han-
del, den internationalen Tourismus und den
Gemeinschaftsbesitz der Menschheit, vor-

Wertvorstellungen und Verhaltensweisen
werden durch die Umwelt gepréagt und von ihr
teflektiert. Zwischen 6&ffentlicher Meinung,
parlamentarischer Artikulation und politi-
scher Fiihrung in der Regierungsspitze beste-
hen enge Wechselwirkungen. Werfen wir des-
halb einen Blick auf die bisherige parlamenta-
tische Behandlung des Berichts der Brandt-
Kommission. Wie hat der Bundestag reagiert,
Was ist von dort zu erhoffen? Hat der Bundes-

:_Bulletin Nr. 93 von 29. August 1980, S. 7931f.
Der der SPD nahestehende Pressedienst ppp 31/
164 vom 28, August 1980 kritisiert zwar geniilich,
daB sich Bundesminister Genscher durch seine Er-
in New York vom eigenen Wahlpro-
! der FDP distanziert habe, verschweigt je-
dafl die Bundesregierung sich gleichermaBen

Von enf den Partei lssen der SPD
eatfernt hat. 201 4

nehmlich die Rohstoffe auf dem Meeresgrund,
gelegt werden!). '

Als Bemessungsgrundlage fiir internationale
Abgaben, mit denen der schlimmsten Not auf
dieser Welt gesteuert werden soll, sind diese
Ankniipfungspunkte sinnvoll. Die Brandt-
Kommission nennt beeindruckende Beispiele:
Ein Tausendstel der jahrlichen Militdrausga-
ben wiirde z. B. reichen, um die Malaria welt-
weit erfolgreich zu bekdampfen3?). Mehr Waf-
fen", heiBt es in dem Bericht, ,machen die
Menschheit nicht sicherer, nur drmer”.%?)

.« . oder fehlte der politische Wille?

Aber auch hier muB man fragen, warum nach
so unbestreitbar richtigen Erkenntnissen, die
es ja auch vorher schon gab, nicht bereits ge-
handelt wurde oder wenigstens jetzt gehan-
delt wird. Nach den hier entwickelten Gedan-
ken kann die Antwort kurz sein: Die Entwick-
lungshilfe ist {iber 20 Jahre nicht deshalb so
kldglich ausgefallen, weil man die richtige Be-
messungsgrundlage nicht hatte oder nicht an-
wandte. Die Entwicklungshilfe gerade der
wirtschaftsstdrksten Industrienationen blieb
so gering, weil ihr die politischen Fiihrer die-
ser Nationen keine nenneswerte Bedeutung
beimaBen. Das fiihrt zu der Frage zuriick, ob
und wie diese politische Einschédtzung zu &n-
dern und mit dem verdnderten BewubBtsein
eine positivere Haltung zu erreichen ist.

III. Die Verdrangung der Gegenwart —
nur eine parlamentarische Panne?

tag seine Chance genutzt, den politischen Stel-
lenwert des Berichts der Brandt-Kommission
zu steigern? Ist er dieser Chance — und damit
seiner Mitverantwortung fiir die Sache — ge-
recht geworden?

Der Bericht einer internationalen Kommission
ist keine Parlamentsvorlage. Er kann aber da-
durch zum Gegenstand der parlamentarischen
Erérterung werden, daB man sich bei Debatten
zu diesem Themenkreis oder bei der Behand-
lung einer Resolution darauf bezieht. Es bietet
sich an, die politischen Debatten zu analysie-
ren, die der letzte Bundestag zu dieser Thema-
tik gefiihrt hat, seit Willy Brandt die Ergeb-

1) S. 155; S. 305 ff.
32) . 149/150.
) S.149.
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nisse der Kommissionsarbeit im Dezember
1979 &ifentlich vorgestellt hatte34),

Die Regierung gibt den Ton an — auch wenn
sie schweigt

Am 17. Januar 1980 befafite sich der Deutsche
Bundestag mit der weltpolitischen Lage. Die
Opposition wiinschte eine Aussprache unter
dem Eindruck des russischen Einfalls in
Afghanistan. Die Debatte wurde mit einer Re-
gierungserkldrung von Bundeskanzler
Schmidt erdffnet?*). Es war eine Rede voller
Aktualitdt. Krise und Notwendigkeit der Sta-
bilisierung waren die Hauptstichworte. Es
gehe um Crisis Management. Wer von uns in
dieser Lage eine Politik der groBen Worte er-
warte, der irre sich {iber den Stil unseres Staa-
tes und iiber die Interessen unseres Staates.

Unter dem Eindruck des Geschehens kiindigte
der Bundeskanzler an, daB unsere Entwick-
lungshilfe an Pakistan und an die Tiirkei ver-
stirkt werde. Indien bleibe auch in Zukunft
der bedeutendste Empfénger unserer Hilfe %).
Lingerfristige entwicklungspolitische Per-
spektiven wurden nicht vertieft, weder in der
Retrospektive noch im Ausblick auf die ferne
Zukunft. Was man hétte tun kénnen, was kiinf-
tig geschehen miisse, um Krisen in der Dritten
Welt langfristig moglichst wirksam vorzubeu-
gen, blieb unerértert. DaB zu diesem Themen-
kreis der Bericht der Brandt-Kommission und
ihre Empfehlungen bereits vorlagen und in
wesentlichen Punkten — seit der ersten Pres-
sekonferenz in London am 17. Dezember 1979
— ldngst publiziert und kommentiert waren,
fand der Bundeskanzler nicht erwdhnenswert.
Er meinte: ,Die Lander der Dritten Welt wis-
sen, daB wir zu ihnen stehen."?”) — So einfach
ist das also, nach zwei durchaus nicht befriedi-
genden Entwicklungsdekaden.

Dem Kanzler folgten die Debattenredner. Es
blieb Willy Brandt iiberlassen, festzustellen,
daB die Ost-West-Beziehungen nicht mehr

34) Sjehe Dokumentation im Sozialdemokratischen
Pressedienst 34/245 vom 21. Dezember 1979, S. 5ff.;
die englische Buchfassung wurde Generalsekretar
‘Waldheim am 12. Februar 1980 in New York iiberge-
ben, die deutsche Buchausgabe erschien am 3. Mérz
1980. Dementsprechend gab es Mitte Dezember
1979 und Mitte Februar 19&0 in der in- und auslandi-
schen Presse ganze Serien von Kommentaren und
Berichten und in der deutschen Presse dann noch-
mals im Mérz 1980.

35) Stenogr. Ber. 196. Sitzung, S. 15578 D ff.; insbes.
S. 15580 B/C.

3€) S, 15580 A.

37) S. 15582 A.
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losgel6st von den Nord-Siid-Beziehungen g
sehen werden konnten. Wer den Frieds
wirklich sichern wolle, miisse deshalb g
zweiten groBen weltpolitischen Aufgabe, de
Ausgleich zwischen den Industrienationg
und den sich entwickelnden Nationen gl
die gleiche Prioritédt einrdumen ), i

Einige Wochen spiter, am 28. Februar it
kam es erneut zur Abgabe einer Erklarung L
internationalen Lage durch den Bundeskay
ler. Die Opposition wiinschte eine w
Aussprache, ohne daB dieser ein formeller i
richt oder eine GroBe Anfrage zu grunde l
Zu dem hier interessierenden Themenkr)
sagte der Bundeskanzler — ohne auf den
richt der Brandt-Kommission mit einer
einzugehen — knapp und lapidar bei der Dy
stellung seiner Politik **): ,Zum dritten: Sinf
Elemente dieser Politik unsere Beitrige m|
politischen Stabilisierung, zur Wirtschﬁ.
chen Stabilisierung, um die Eige
der Staaten der Dritten Welt zu sichern”

Es war Willy Brandt, der schlieBlich selbst a

den Bericht der unter seinem Vorsitz zusam
mengetretenen Kommission zu spreche
kam %) — soweit ich sehe, die erste Erwih
nung des Berichts in einer Aussprache vonps
litischem Gewicht.

Am 20, Mérz 1980 erdffnete der Bundeskan:
ler nochmals eine groBe Debatte, die ,Zur Lag
der Nation". Er zog zunichst eine Zwischenbi
lanz, wieweit jene 20 Punkte verwirklicht sind
die Willy Brandt 1970 zum Gegenstand seines
Treffens mit Willi Stoph in Kassel gemacht
hatte, Danach befafite sich der Bundeskanzler|
nochmals mit der sowjetischen Invasion it

Afghanistan'), streifte kurz die gemeinsame
Erkldrung der AuBenminister der EG-Staaten
und der ASEAN-Staaten von Kuala Lumpu
um sich dann Bindnis- und Riistungsfrages
zuzuwenden.

Die Lage der Nation ist nicht beriihrt

DaB die Lage der Nation immer stirker aud
durch unser Verhiiltnis zu den Entwicklungs
laindern geprégt wird, daB unser Uberlebendi-
von abhdngen kann, wie ernst wir diese Frag
nehmen, wurde vom Kanzler nicht verdeut
licht, Der Bericht der Brandt-Kommissiod
wurde von ihm auch diesmal nicht erwéhnt

) S, 15619 B.
;{ Stenogr. Ber, 203, Sitzung, S. 16171 f£. (S. 16174
) $.16201 B.

) Stenoﬁ: Ber, 208. Sitzung, S. 16620 C u, 166228
siehe a S. 16620; 16621.
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Dabei hétte das im konkreten Fall besonders
nahe gelegen. Einmal, weil Afghanistan im-
merhin eines der Lander ist, die nach beiden
Weltkriegen mit als erste normale Beziehun-
gen zu uns hergestellt hatten. Afghanistan war
gher viele Jahre ein Schwerpunktland unserer
Hilfe. Hitte man dann nicht zumindest die
problematik einer Hilfe erértern miissen, die
so unbefriedigende Resultate bringt? Wie
ann man dann eigentlich erwarten, daB eine
nach denselben Prinzipien gestaltete Hilfe,
wenn man sie jetzt hastig verstdrkt auf die
Tirkei und Pakistan konzentriert, dort unver-
sehens die erhoffte Stabilisierung bewirken
s0ll? Und wenn man so kritisch und selbstkri-
tisch in diesem Zusammenhang nicht sein woll-
{e; Bei der Riistung und den Riistungsausgaben
hitte sich — und das wire der zweite Ankniip-
fungspunkt gewesen — eine Verbindung mit
den Vorschldgen der Brandt-Kommission, eine
Auseinandersetzung mit ihnen in jedem Falle
angeboten, Auch hier blieb diese politische
Verkniipfung aus *?).

Die Wirtschaftspolitik ist nicht betroffen

Der Bundeskanzler steht mit dieser Haltung
nicht allein. Bei der Beratung des Jahreswirt-
schaftsberichtes 1980 ergab sich ein dhnliches
Bild, Bundeswirtschaftsminister Graf Lambs-
dorff spricht zwar von Schwierigkeiten der
Erdélversorgung, von strukturellen Anpas-
sungsprozessen 4%). Aber die Verkniipfung mit
der Frage, wieweit die heutige Stellung und
Haltung der OPEC und die daraus resultieren-
den Probleme eine Art Quittung fiir ver-
siumte Entwicklungsdekaden sind — warum
haben denn die Entwicklungsldnder die OPEC
politisch immer wieder gestiitzt, obwohl sie
selbst unter den Preiserh6hungen noch mehr
i leiden hatten als die Industrielinder? —,
kommt auch dem Bundeswirtschaftsminister
nicht in den Sinn, jedenfalls nicht in den Rede-
text. Fazit: Aus der offiziellen Sicht der Bun-
desregierung hat die wirtschaftliche Lage der
Bundesrepublik mit den beunruhigenden
Feststellungen der Brandt-Kommission wenig
2 tun. Infolgedessen streifte auch der Haupt-
wortfiihrer der CDU, Prof. Biedenkopf, die Pro-
blematik unserer Beziehungen zur Dritten
Welt nur beilaufig ).

¥) Sie wurde auch weder von BundesauBenminister
nscher, der in dieser Debatte nach Ministerprési-
dent StrauB das Wort ergriff, noch von diesem her-
Eestellt: vgl. S. 16635 D ff.
Stenogr. Ber. 211. Sitzung, S. 16858, 16862 f.
“) 5.16869 D.

15

Bei den Finanzierungsproblemen fiir die aktu-
elle Tiirkeihilfe wurde Bundesfinanzminister
Matthéfer deutlicher, im finanztechnischen
Sinn ), Warum dieses besondere Schwer-
punktland unserer Hilfe heute — ganz iiberra-
schend? —, mehr Hilfe als je zuvor braucht (wo-
bei die Grenzen zwischen Riistungs- und Ent-
wicklungshilfe hierbei jetzt besonders ins
Schwimmen geraten), blieb unerdrtert. — Die
Problematik hat sich dann durch den Militér-
putsch vom 12. September 1980 und seiner
Ursachen nur allzu deutlich erwiesen.

Nur der Abgeordnete Wolfgang Roth (SPD)
versuchte, den Ball ins Feld zu bringen — wo-
bei er sofort ein klassisches Selbsttor schoB. Er
erwihnte den Bericht der Brandt-Kommission
und sagte dazu*¢): ,Dieser Bericht durchbricht
die Enge, die viele wirtschaftspolitische Dis-
kussionen kennzeichnet. Es wiirde dem Deut-
schen Bundestag meines Erachtens gut anste-
hen, wenn er den Brandt-Bericht in die ent-
wicklungspolitische Diskussion im Mai einbe-
ziehen kénnte." Wolfgang Roth spiirt die Enge
der Diskussion iiber den Jahreswirtschaftsbe-
richt, zieht aber nicht die Konsequenz daraus,
nun wenigstens selber umfassender zum
Thema zu sprechen, d. h. zur wirtschaftlichen
Lage der Bundesrepublik Deutschland in ihrer
weltweiten Abhdngigkeit, in ihrer Verantwor-
tung und Verflechtung. Im Gegenteil: Die Er-
weiterung der Thematik wird sofort wieder
von ihm verworfen — wenn das so wesentlich
wiire, hdtten ja wohl die grofen politischen
Wortfiihrer dazu schon etwas gesagt —; die
Frage, ob denn unsere heutige Wirtschaftspo-
litik ausreiche, um auch noch morgen unser
Uberleben zu sichern, wird den zustindigen
Fachleuten fiir eine entwicklungspolitische
Debatte zugewiesen. Das klingt dann so, als ob
das ein Thema sei, das die armen Schwarzen in
Afrika oder andere bedauernswerte Leute be-
treffe, aber eben doch nicht uns, nicht die Lage
unserer Nation, nicht die Lage unserer Wirt-
schaft, nicht die Qualitit unserer Wirtschafts-
politik.

Eine leider wahre Geschichte

Die am 25. April 1980 folgende entwicklungs-
politische Debatte besiegelte die Bedeutungs-
losigkeit der Angelegenheit. Die Prasenz der

45) S, 16885 A/B; die politische Dimension dieser
massiven Tiirkeihilfe wurde erst spiter durch Kon-
troversen innerhalb der SPD und innerhalb der Re-
gierungskoalition deutlich; vgl. FAZ vom 20.6.
1980. 3

i) S, 16872 A.
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Abgeordneten im Bundestag war so extrem
schwach, daB sich sogar eine ansonsten wohl-
meinende Zeitschrift herausgefordert fiihlte,
ihrem Bericht ein halbseitiges Foto des géh-
nend leeren Plenarsaales voranzustellen: ,Ent-
wicklungspolitische Debatte vor leeren Bén-
ken"+?). Ob die politischen Wortfiihrer der
Fraktion, ja ob auch nur der Abgeordnete Roth
im Saal war, 1dBt sich auf dem Bild nicht erken-
nen. Gesprochen hat keiner von diesen; auch
als Urheber oder Adressaten von Zwischenru-
fen treten sie nicht in Erscheinung ).

Dabei war es eine grofie entwicklungspoliti-
sche Tagesordnung. Sie enthielt

— einen Antrag der Fraktion der CDU/CSU
zur Steigerung der deutschen Entwicklungs-
hilfeleistungen *°),

— den Dritten Bericht zur Entwicklungspoli-
tik der Bundesregierung*?),

— die GroBe Anfrage der CDU/CSU zur
Deutschen Entwicklungshilfe in internatio-
nalen Institutionen nebst Antwort der Bun-
desregierung '),

— den Vierten Bericht zur Entwicklungspoli-
tik der Bundesregierung %2,

— die Beratung eines Resolutionsantrags der
Fraktionen der SPD und FDP zum Bericht der
Unabhéngigen Kommission fiir internationale
Entwicklungsfragen (also: des Berichts der
Brandt-Kommission)33).

Nach der Fragestunde debattierten die Abge-
ordneten Schluckebier, Dr. Holtz und Bindig
(SPD), Dr. Todenhdfer, Frau Fischer, Dr. Hiisch,
Hoffkes, Werner und Josten (CDU/CSU) iiber
diese Tagesordnung. Fiir die FDP sprachen die
Abgeordneten Frau Schuchardt und Vohrer,
fiir die Bundesregierung Bundesminister Of-
fergeld und Staatsminister Dr. Hamm-Briicher.
Die Aussprache dauerte bis 13.05 Uhr.

"}BE-E Z, Entwicklung und Zusammenarbeit, Heft

6/80, S. 4.

“%) Nur Herbert Wehner war — wie immer — auf

seinem Platz. Willy Brandt hat allerdings am

16. April 1980 an der nichtéffentlichen Sitzung des

Fachausschusses teilgenommen. Im iibrigen klafft

zwischen der dem Stenogr. Bericht beigefiigten Li-

ste der entschuldigten Abgeordneten und der tat-

sdchlichen Présenz eine bei diesem Thema selbst

fiir den Bundestag nicht alltdgliche Diskrepanz, vgl.

Stenogr. Ber. S. 17233 D.

%) Drucksache 8/2861.

-;'Ilalz.)rucksache 8/1185 mit AusschuBempfehlung
17.

51) Drucksachen 8/3095 und 8/3483.

?) Drucksache 8/3582.

53) Drucksache 8/3944.

B 42

Parlamentarische ,Effizienz"

Soweit ich es iibersehe, wurden in dieser §j.
zung zum ersten Mal in unserer Parla.ments@_
schichte zwei Berichte gemeinsam behandel,
die die Regierung im Abstand von zwei Jahre
erstattet hatte, Der Dritte Bericht zur Entwic}.
lungspolitik der Bundesregierung datiert ay
dem Jahre 1977. Er liegt dem Bundestag s
Anfang 1978 vor, ohne daB dieser dariiber je.
mals in einer Plenarsitzung debattiert hitis
Der Vierte Bericht war jetzt hinzugekommep
Da konnte man beide gut auf einmal ,erled.

gen’.

Regierungsbefriedigung

Im Namen der Bundesregierung begrifis
Bundesminister Offergeld, ,daB die ,Unabhin.
gige Kommission fiir Internationale Entwick.
lungsfragen'’ sich so umfassend mit dem Nord.
Siid-Problem befaBt hat". Stolz fiigte der Mii.
ster hinzu: ,Schon heute kann man sagen
Viele Empfehlungen des Berichts entsprechen |
der Entwicklungspolitik der Bundesrege. |
rung."*¥) Ins Alltagsdeutsch iibersetzt heif
das dann wohl: So schnell wird sich an unserer
Politik nichts @ndern, und wir sehen auch kei
nen Grund dazu.

‘Weniger gelassen duBerte sich Frau Hamm
Briicher®’): ,Dieser Bericht verdeutlicht —
dies in dieser Stunde zu sagen, ist vielleicht
auch wichtig —, daB schwierige Zeiten keine
Entschuldigung dafiir sein diirfen, drdngenden
weltpolitischen Problemen auszuweichen,
selbst wenn sie nicht von heute auf morgenz
lésen sind. ... Aus auBenpolitischer Sicht ist
schon heute festzustellen, daB — und das
wurde auch schon gesagt — ein groBer Teil
der Empfehlungen bereits Bestandteil unserer
Entwicklungspolitik ist, was uns aber keines-
falls darin hindern kann, die deutsche Konzep
tion und die deutschen Entwicklungsleistun:
gen weiter zu verbessern und weiter zu enl
wickeln, auch gerade in schwieriger weltwirt
schaftlicher und haushaltsméBiger Lage. Dent
der dramatische Aufruf in diesem Bericht, daf
die Suche nach Lésungen in den Nord-Siid-Be
ziehungen kein Akt des Mitleids ist, sonden
die Bedingung des beiderseitigen Uberlebens
dies ist auch die Uberzeugung der Bundesre
gierung.'

54) Stenogr. Ber. 215. Sitzung, S. 17226 D.
55) 8,17241 D/17242 A.
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In der Begriindung zum Antrag der CDU/CSU
zur Steigerung der deutschen Entwicklungs-
hilfeleistungen *¢) heiBt es dagegen: ,Die nicht
eingehaltenen Zusagen der Bundesregierung
iiber den Umfang der deutschen &ffentlichen
Entwicklungshilfe belasten nicht nur die deut-
sche Verhandlungsposition auf der 5. Welt-
handelskonferenz, sondern auch unsere ganze
Nord-Siid-Politik.”

Der Antrag trdgt 26 Unterschriften. Auch mit
der Lupe kann man auf dem bereits zitierten
Foto aus dem Plenarsaal auf den Banken der
CDU/CSU noch nicht einmal halb so viele Ab-
geordnete zdhlen. Im iibrigen hat die CDU/
CSU den Entwicklungshilfehaushalt zwar &f-
ter abgelehnt, aber niemals mit der Begriin-
dung, daBl er zu gering sei. Die physische Ab-
~ wesenheit gewichtiger CDU/CSU-Politiker
bei der Debatte des eigenen Erhéhungsan-
~ trags demonstrierte denn auch, wie ernst die-
ser gemeint ist.

Konsequenzen?

Es gab — auch in dieser Debatte — bei allen
Parteien Redner, die sich redlich um die Sache
bemiihten. Dr. Holtz z. B. betonte die Bedeu-
tung, die der Brandt-Bericht als offizielles UN-
Dokument bereits erlangt habe. Andere Abge-
ordnete widmeten sich praktischen Proble-
men unserer Hilfe, befaBten sich mit Fragen
der personellen Hilfe und mit zahlreichen Ein-
zelaspekten des Berichts der Brandt-Kommis-
sion 7).

Aber von der politischen Gewichtung her war
das Gesamtbild nicht ermutigend. Mit dieser
Prdsenz, mit diesem Redneraufgebot, in die-
ser Kiirze diskutiert ein Parlament nicht,
wenn es ihm um politische Existenzfra-
gen, um Chancen unseres Uberlebens geht.
Auch nur bei einer halbwegs fiir bedeutsam
gehaltenen Frage sihe das alles im Bundestag
ganz anders aus. Eine politische Perspektive
fir die dritte Entwicklungsdekade hat dieser
Bundestag nicht gezeigt.

Fait: Unsere offizielle Haltung den Proble-
men der Dritten Welt gegeniiber ist weiterhin
Yon politischer Geringschitzung gepragt. Wer
ingesichts des Brandt-Berichts daran zu zwei-

e
Drucksache 8/2861.

Inshes. Abg. Josten erhielt fiir seine SchluBrede
mgmder Beifall von allen Fraktionen,
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feln gewagt hitte, wurde durch die Debatte
des Bundestages, durch die Haushaltsbe-
schliisse der Regierung und durch die deut-
sche Marschroute auf der 11. Sondergeneral-
versammlung der Vereinten Nationen griind-
lich davon abgebracht.

Ein Bundestag kann sich dabei nicht auf an-
dere Priferenzen eines Bundeskanzlers, dieser
nicht auf den Eindruck herausreden, daB das
Parlament sich selbst in diesen Fragen offen-
sichtlich nicht ernst zu nehmen scheint. Aus
der Sicht des Staatsbiirgers gilt folgendes:
Wenn der Bundestag voll zur Sache steht,
wenn auch nur die Opposition das Thema
wirklich ernst nimmt, ist eine demokratische
Regierung stets zur Stelle.

Wir Biirger entscheiden!

Vor allem miissen wir Staatsbiirger entschei-
den, ob wir eine kurzfristige Krisenbewdlti-
gung fiir ausreichend halten. Wire es nicht
besser und richtiger, uns langfristig und ernst-
haft auf einen Ausgleich mit der Dritten Welt
einzustellen, auch wenn das fiir uns nicht ohne
Opfer geht?

In der Schwebe lassen sollten wir die Frage
nicht, dazu sind die Folgen eines Irrtums fiir
uns alle viel zu gefdhrlich. Solange wir uns in
dieser Frage allerdings politisch nicht wirklich
entschieden haben, diirfen wir uns nicht wun-
dern, daB die Entwicklungsldnder den bei uns
fortbestehenden Widerspruch zwischen Lip-
penbekenntnissen und realem politischen
Handeln registrieren, uns gerade deshalb
miBitrauen und darauf reagieren, indem sie
ihre Forderungen und Aktionen aller Art ge-
gen die uns nach wie vor begiinstigende Welt-
wirtschaftsordnung eskalieren.

Die Bewahrung und Verteidigung einer Wirt-
schaftsordnung, die uns Wohlstand gebracht
hat und bringt, darf nicht zu Lasten der welt-
weit Armsten gehen. Nur wenn auch die ande-
ren als Realitdt konstatieren, daB eine welt-
wirtschaftliche Arbeitsteilung ihnen ebenso
Vorteile bringt wie uns, da8 sie auch ihnen die
Chance erdffnet, ihre Armut zu iiberwinden
und allméahlich zu besseren Lebensbedingun-
gen zu kommen, werden wir die Weltlage sta-
bilisieren und den Frieden erhalten kénnen.
‘Wenn wir ihnen die Chance dazu nicht geben,
wenn ‘'wir weiterhin unsere Mairkte fiir sie
sperren, unsere Beschaftigungsprobleme auf
sie abzuwilzen versuchen und ihnen die héhe-
ren Stufen der Wertschopfung bei der Verar-
beitung ihrer eigenen Rohstoffe vorenthalten,
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kurz, wenn wir uns erst dann um ihre Probleme
kiimmern oder zu kiimmern vorgeben, wenn
uns eine eigene akute Krise dazu zwingt, wer-

IV. Resonanzen — Dissonanzen

Wenn wir hier untersuchen, auf welche Reak-
tionen die Brandt-Kommission gestoBen, wel-
chen Grad der Aufmerksamkeit sie erfahren
hat, so geht es keineswegs darum, einer Kom-
mission oder den in ihr Téatigen Applaus zu
verschaffen. Uns bewegt allein die Frage, ob es
der Kommission gelungen ist, einer so wichti-
gen Frage zu entsprechender politischer Reso-
nanz zu verhelfen.

Fiir die deutsche Uffentlichkeit war es tiberra-
schend und ungewohnt, daB im Jahre 1977 ein
Deutscher aufgefordert wurde, den Vorsitz ei-
ner unabhingigen Kommission zu iiberneh-
men, in die man weltweit hohe Erwartungen
setzte.

Wir kennen nur noch Parteien

Die Neuartigkeit des Vorgangs mag die z.T.
reichlich provinzielle Reaktion einiger politi-
scher Gruppen erklédren; zu entschuldigen ist
sie damit nicht %), In der Absicht, Willy Brandt
eins auszuwischen, bezweifelte man damals im
Lager von CDU/CSU zunéchst lauthals seine
Qualifikation fiir diese Aufgabe. Nur: Was
auch immer seine Qualifikation sein mochte
oder in den Augen von CDU/CSU nicht war,
diese Kritik konnte ihn nicht tangieren. Er
hatte die Kommission nicht erfunden, sich
nach der Aufgabe nicht gedrangt. Er selbst
hatte sehr gezbgert, den Auftrag zu {iberneh-
men. Die Kritik muBte also — wenn ernst ge-
meint — den Prasidenten der Weltbank tref-
fen, Robert S, McNamara. Denn schlieBlich
war es dann ja seine Torheit, auf eine — nach
Meinung von CDU/CSU — so absolut unge-
eignete Persdnlichkeit zu verfallen, sie sogar
noch zu umwerben. Wen sonst aber hitte
McNamara — seridse Motive der Kritik unter-
stellt — nach Ansicht seiner Kritiker dann
wohl berufen sollen? Helmut Kohl oder Franz
Josef StrauB konnten sich nicht {ibergangen
fiithlen. Wer von ihnen wire international als
Moderator gesucht gewesen, wer beherrscht
moderne Fremdsprachen, wer hitte in dieser
Funktion weltweit positive Resonanz gefun-

%) In der Debatte vom 25. April 1980 wurde von
Abg. Frau Schuchardt daran nochmals sehr zuriick-
haltend erinnert, S. 17222 D.
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den wir ihr Vertrauen (als wichtigste Grund.
lage politischer und wirtschaftlicher Stabilita)
nicht gewinnen.

den? Also statt Willy Brandt dann lieber gar
keinen Deutschen?

Es wire einfacher, derartige Peinlichkeiten
mit Stillschweigen zu iibergehen. Aber wir
sollten nicht auf Dauer darauf vertrauen, dal
uns solche Provinzialitdt international nicht
auch allgemein schadet.

Folgendes fillt auf: Soweit die Reaktionen von
hier aus zu iiberblicken sind, hat man — mit
Ausnahme der Bundesrepublik — in jedem an-
deren Land die Berufung eines seiner Biirger
in die Kommission als Auszeichnung und Ehre
auch fiir das betreffende Land empfundenund |
begriift, iiber ortliche Parteigrenzen hinweg
Daf man auBlerdem vielleicht auch diese oder
jene Person noch zusitzlich in der Kommis-
sion gern gesehen hidtte, steht dazu nicht in
Widerspruch.

Natiirlich spielte bei der Berufung eines Deut-
schen auch eine Rolle, dal man auf diesem
Wege das bisher recht geringe Interesse spe-
ziell der Bundesrepublik an entwicklungspoli
tischen Aufgaben zu stimulieren hoffte. Nun,
wir haben jedenfalls durch alle Parteien hin-
durch gezeigt, daB wir so einfach nicht herum-
zukriegen sindl!

Die Brandt-Kommission hat es nicht einmal
geschafft, echten Zorn zu erregen — das hitte
ja dann der Fall sein miissen, wenn alle ande-
ren die Entwicklungspolitik so ernst nehmen
wie sie immer behaupten, nun aber feststellen
miissen, daB die Brandt-Kommission mit ek
nem ungeniigenden oder politisch kontrover:
sen Bericht dem Thema nicht gerecht gewor
den wire %9), :

Zugegeben, der Bericht der Brandt-Kommis
sion erschien zu einem besonders
haften Zeitpunkt: die brutalen Vélkerrechts
briiche in Iran und in Afghanistan und ihre mk

%9) In der Debatte vom 25. April 1980
Frau Fischer: Dieser Bericht hat politische
De en ist, befiirchte ich, die Diskussion
diesen Bericht ziemlich schnell verebbt.” — Das G
genteil wire m. E. richtig: Wenn der Bericht poilf
sche Mingel hat, muB man erst recht den Fing®
darauf legen, um die Sache zu korrigieren. Nims!
man anfoehliche Mingel zum Vorwand, um kel
Diskussion zu fiihren, ist man in Wirklichkeit and¢|
Sache nicht interessiert.
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litarpolitischen Folgen iiberlagerten fast alle
Dberlegungen ©9), .

Trotzdem zeigten sich, wenn man die ersten
publizistischen Reaktionen und Stellungnah-
men vergleicht, bemerkenswerte Unterschie-
de.

Eine kleine Bliitenleese

Der Bericht der Kommission wurde dem Ge-
neralsekretédr der Vereinten Nationen, Wald-
heim, am 12. Februar 1980 in New York offi-
ziell iibergeben. ,Bedenkliche Vorstellungen
und Forderungen" lautete die Uberschrift der
vom entwicklungspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion gezeichneten
Stellungnahme vom gleichen Tage. Jronie des
Schicksals” schrieb die Wirtschaftswoche am
15. Februar 1980, denn: ,Gerade die originell-
sten Ideen, die dem Vorsitzenden Brandt be-
sonders am Herzen lagen, wurden durch die
weltpolitischen Ereignisse {iberrollt. Allen
voran die Verkniipfung von Abriistung und
Entwicklung." Demgegeniiber Bundesminister
Offergeld ®'): ,Der Bericht wird zu einer Zeit
iibergeben, in der die krisenhaft zugespitzte
internationale Lage jedem vor Augen gefiihrt
hat, daB nur eine langfristig angelegte Ent-
wicklungspolitik, die auf soziale und wirt-
schaftliche Reformen abzielt, friedensstabili-
sierend sein kann Und an anderer Stelle:
Schon jetzt 1Bt sich sagen, daB diesem Be-
richt eine dhnliche Bedeutung zukommt wie
vor zehn Jahren dem Pearson-Bericht, der die
Praxis der Entwicklungspolitik in der Zweiten
Entwicklungsdekade maBgeblich beeinfluBt
hat* Dazu Der Spiegel vom 11.Februar 1980:
Auch der Nord-Siid-Report des ehemaligen
kanadischen Premiers Lester Pearson, 1969
erstellt, war zwar jahrelang ein Nachschlage-
werk fiir Entwicklungspolitiker: Etliche seiner
Forderungen, etwa ,weichere' Kreditbedingun-
gen fiir die &rmsten Linder oder der Anstieg
multilateraler Entwicklungshilfe, sind inzwi-
schen durchgesetzt. Doch auf weitreichende

————

*) Wenn International Herald Tribune am 24. Juli
1980, The Brandt Report: Sunk Without Trace?" sich
Wundert, warum so erfahrene Mitglieder der Kom-
lission wie Heath, Palme, anpheﬁ oder Brandt die
Versifentlichung der Berichte nicht kurzerhand um
3—4 Monate zuriickgestellt haben, bis die erste Er.
m.ﬁber Afghanistan etwas abgeklungen sei,
: nicht die Sache. Denn die erste &ffentliche
Bekanntgabe im Dezember 1979 lag zeitlich vor dem
Einmarsch der Russen. AuBerdem muBte der Be-
ticht 'mcheineni‘ b;vob:s dj:l Programme zur dritten
ungsdekade beschlossen wurden.
“ Prmmgt'i‘éﬂung des BMZ Nir. 10/80.
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Forderungen der Dritten Welt reagierten die
Industrieldnder hinhaltend."

Eine der fundiertesten Kurzanalysen bot
TIME Europe vom 18. Februar 1980: ,Unlike
many studies of North-South problems, the re-
port does not try to win support for Third
World development on the basis of charity or
the ‘white man's burden'. The Brandt commis-
sion argues strict mutual interest."

Deshalb kritisiere der Report zu Recht die von
den reichen Nationen errichteten Handels-
hindernisse gegen die Exporte aus den Ent-
wicklungsldndern. Aber TIME beobachtet
auch: ,The most significant shortcoming in the
Brandt commission treatment ot North-South
relations, however, is its limited attention paid
to the role of the private sector. The report
looks to government rather than to individual
initiative to solve the problems of develop-
ment ... Yet the past decade's development suc-
cess stories in Brazil, Hong Kong, South Korea,
the Ivory Coast and many other advanced de-
veloping nations have shown the importance
of private sector initiative and profits in moti-
vating economic takeoff."

Hier liegt in der Tat einer der deutlichsten Un-
terschiede im Verhdltnis zum Pearson-Re-
port #2), Die Frankfurter Rundschau schlieBlich
druckte am 8. Mirz 1980 Ausziige aus dem Ka-
pitel iiber Abriistung und Entwicklung nach:
«Die Zusammenhinge liegen weitgehend noch
im dunkeln.”

.Es ist wie bei der Feuerwehr: Wird sie zu spét
losgeschickt, niitzt auch die stirkste (Geld-)-
Spritze nichts mehr", meinte ppp am 31. Mérz
1980 zur Entwicklungspolitik nach dem
Brandt-Bericht.

.Brandt lobby gains political muscle’, konsta-
tierte The Sunday Times vom 18.Mai 1980,
doch die FAZ vom 3. Juli 1980 recherchierte in
USA, daB nicht einmal der Vorsitzende des
Unterausschusses fiir Auslandshilfe jemals
von diesem Bericht gehort hatte, Der Vorwiirts
konnte am 17. Juli 1980 freudig feststellen, daB
die deutsche Entwicklungspolitik Vorschlége
der Brandt-Kommission {ibernehme: ,Noch
lange nicht vom Tisch’, wihrend laut Bayern-

¢2) Der Pearson-Bericht widmet den Privatinvesti-
tionen noch einen grofien Abschnitt und sieht in ih-
nen eine wesentliche Chance der Entwicklungslan-
der; vgl. S.125{f. Die Brandt-Kommission aft
sich mit den privaten Investitionen mehr indirekt,
im Zusammenhang mit der besonderen Problematik
des Technologietransfers und multinationaler Un-
ternehmen; der entsprechende Abschnitt heifit
denn auch ,Transnationale Unternehmen, Investi-
tionen und Technologietransfer”, S. 235 ff.
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Kurier vom 2. August 1980 an Willy Brandts
unrealistischen Konzepten nur eines klappe,
ndmlich die ,Verteilung der Posten".

Die Kette der Zitate lieBe sich fortsetzen. Ei-
nen gewissen Aufmerksamkeitseffekt hat die
Brandt-Kommission erzielt, aber eine Tendenz
zur Unterstiitzung langfristiger Strategien

V. Wie es weitergeht

Absolut neue Vorschldge, sensationelle Pa-
tentldsungen zur Behebung der Probleme der
Dritten Welt hat die Brandt-Kommission nicht
geboten. Dieses war freilich von der Sache her
auch nicht zu erwarten. Die Probleme, um die
es geht, sind lingst bekannt. Was ,eigentlich”
geschehen miiBte, weiB man im Prinzip eben-
falls. Man sollte deshalb die Brandt-Kommis-
sion nicht schelten, weil sie groBartig Neues
zur Sache nicht hervorgebracht hat, den am
Thema Interessierten auch nicht bringen
konnte ®¥). Wenn man von einigen speziellen
Akzentuierungen einiger Gesichtspunkte ein-
‘mal absieht: im Grunde steht das alles lingst
in vielen entwicklungspolitischen Pro-
grammen. So gesehen, spielt es auch keine
Rolle, ob man zu all den anderen unerfiillten
und nicht verwirklichten Programmen und
Dekadenstrategien jetzt noch die Empfehlun-
gen der Brandt-Kommission in internatio-
nalen Gremien ,annimmt" oder ,beschlieft".

Das Wesentliche wird sich auf einer anderen
Ebene vollziehen. Es war schlieBlich nicht die
Aufgabe der Brandt-Kommission, entwick-
lungspolitische Fachfragen aufzubereiten. Sie
hatte einen politischen Auftrag, eine politi-
sche Funktion. Die eigentliche Aufgabe der
Brandt-Kommission war der — nach vielen
vergeblichen Anldufen — erneute Versuch,
Entwicklungspolitik als zentrale Aufgabe der
«groBen” Politik endlich so zu etablieren, daB
sie nicht langer zum Schaden der Welt als
Randfrage des allfdlligen ‘Crisis Management'
erscheint und nur in diesem Zusammenhang,
d. h. jeweils nur punktuell und aktuell und da-
mit im Grunde ohne politische Konzeption die

63) Abfuhr fiir Brandt-Bericht, Stuttgarter Zeitung
vom 18. Juli 1980.
64) Es ist deshalb wohl etwas zu stark, wenn Otto
atzke im Rheinischen Merkur vom 23. Mai 1980
die Uberschrift ,Willy Brandts ,Gesammeltes
Schweigen™ wihlt. Zutreffend macht Matzke aller-
dings auf Diskrepanzen zwischen dem Vorwort des
Vorsitzenden und dem Kommissionsbericht selbst
aufmerksam. Es ist auch nicht zu bestreiten, daB die
Kommission viele Probleme unterschatzt.
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zeichnet sich in der deutschen Publizistik bis.
her kaum ab. Das bleibt nach wie vor offen,
Vielleicht kommen wir doch noch einmal so
durch, scheint man zu hoffen.

Die Regierung Thatcher in GroBbritannien hat
inzwischen die Vorstellungen der Brandt-
Kommission briisk verworfen %3).

politische Aufmerksamkeit auf sich zieht®)
Darum geht es. Nicht um das Abhaken einzel-
ner Vorschldge aus einem dickleibigen Buch,
und nicht um die Ubernahme einzelner Passa-
gen und Formulierungen in papierne entwick-
lungspolitische Grundlinien oder Konferenz-
vorlagen.

Die Erfiillung dieses politischen Auftrags ist
der Brandt-Kommission auf der politischen
Biihne der Bundesrepublik nicht gelungen, im
ersten Anlauf jedenfalls nicht. Auch auf der
11. Sondergeneralversammlung der Vereinten
Nationen wurde der Bericht zwar von den
Sprechern der Entwicklungslinder immer
wieder zitiert, im Ergebnis ohne Erfolg,

Aber die Brandt-Kommission hat auch selber
erkennen lassen, dab sie von der bloBen Pri-
sentation und Publikation eines Textes noch
keine Wunder erhofft, ihren Auftrag damit noch
nicht als erfiillt ansieht. Sie wird ein kleines
Biiro aufrechterhalten®). Die Mitglieder der
Kommission bleiben als Agitatoren ihrer eige-
nen Vorschldge aktiv”’). In dieser Beharrlich-
keit und in der Unterstiitzung durch alle Biir-
ger, die tiber den ndchsten Tag hinausblicken
konnen und wollen, liegt die Hoffnung, liegt
die Chance fiir das Uberleben, liegt die Auf-
gabe fiir den neuen Bundestag.

%%) Ich halte es deshalb fiir fatal, wenn sich die Dis-
kussion zum Brandt-Bericht sozusagen unter Aus-
klammerung der politischen Grundfragen sofort
wieder auf die Einzelaspekte wirft, so interessant
diese auch sein mégen. Insoweit bin ich grundle:
end anderer Auffassung als Udo Ernst Simonis
itik der entwicklungspolitischen Empfehlungen
der Nord-Siid-Kommission, in dieser Beilage B 37—
38/1980, S. 3ff. Man sollte die Fragen nicht an Brand!
richten, sondern an die politisch Verantwortlichen.
6) Dieses Verbindungsbiiro soll in Den Haag ei:ye-
1S-ic;1tet werden; vgl gozinldemoktat Magazin 6/80
67) Nach Gesprichen mit Willy Brandt und Bruno |
Kreisky hat der Staatspréasident von Mexiko, Lope? |
Portillo, fiihrende Politiker fiir Anfang néchsten |
Jahres zu einem (i;;}:{elgesprach nach Mexiko eir
geladen. Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Venedig
wurde ein Spitzentreffen fiir Anfang 1981 ins Auge |
gefaBt, aber nicht formlich beschlossen. |



Lothar Brock

Abriistung als Entwicklungspolitik

I. Die Verkniipfung von Abriistung und Entwicklung

Die Hessische Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung (HSFK) unternahm kiirzlich den
Versuch, durch ein Pressegesprdch {iber den
krisenhaften Beginn der 80er Jahre ein breite-
res auBerakademisches Publikum fiir die Ar-
beit der Friedensforschung zu gewinnen. Bei
diesem Gesprich war die Vertreterin einer
Presseagentur zugegen, deren Tagespensum
den Veranstaltern sogleich klarmachte, in
welch harte Konkurrenz man sich begibt,
wenn man die Aufmerksamkeit der Zeitgenos-
sen flir lebenswichtige Fragen zu mobilisieren
versucht. Wenige Stunden zuvor hatte besagte
Pressevertreterin einer Veranstaltung ganz
anderer Art beigewohnt: dem Salatanstich in
Frankfurt-Heddernheim, und sie konnte si-
cher sein, fiir ihren diesbeziiglichen Bericht
nicht nur unter Vegetariern leichter Interesse
zu finden als fiir die HSFK-Ausfiithrungen zur
Krise der Weltpolitik. Im Alltagsleben faszi-
nieren Probleme des Gemiiseanbaus eben
mehr als Uberlegungen zu Krieg und Frieden,
und das hat seinen guten Grund: Zum einen
verdringen wir gerne, was uns existentiell ge-
fihrdet, zugunsten dessen, was uns einige Le-
benszuversicht gewdhrt. SchlieBlich hilt jeder
Raucher die Lungenkrebsstatistik fiir Erfin-
dungen der Nichtraucher und erbaut sich lie-
ber- daran, daB einige Leute trotz Rauchens
neunzig Jahre alt werden. Zum zweiten ist die
militirische Gefdhrdung bei uns hier in Mit-
teleuropa aufgrund der waffentechnologi-
schen Entwicklung so abstrakt geworden, wie
es die biblische Androhung der Apokalypse
stets war. Und so denken wir an jene — die mi-
litérische Bedrohung — gerade wegen ihres
unfaBbaren AusmabBes ebenso gelassen wie an
diese, ndmlich die biblische Androhung des
Weltunterganges. Drittens werden wir dazu
angehalten, auch beim Umgang mit Waffen in
Kategorien von Arbeitsplatzsicherung und
Kostensenkung durch Erhhung der Stiick-
zhlen zu denken, wodurch denn die von ei-
nem amerikanischen Autor sogenannte ,Uko-
fomie des Todes" mehr und mehr zu einem
tormalen Bestandteil unseres taglichen Le-
bens wird 1),

—

) Richard J. Barnett, The Economy of Death, New
York 1970.
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Aber die Neigung, bedrohliche Implikationen
der militdrischen Entwicklung zu verdrangen,
findet unausweichlich ihre Grenzen. Sie findet
ihre Grenzen in der offenkundigen Wider-
spriichlichkeit, in der Absurditét einer Politik,
die Kriegsmittel mit dem Anspruch produ-
ziert, dem Frieden zu dienen und tatsdchlich
noch jeden Frieden zur bloBen Zwischen-
kriegszeit gemacht hat. Sie findet ihre Gren-
zen in der Absurditdt einer Politik, die im Na-
men der nationalen Existenzsicherung die all-
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I. Die Verkniipfung von Abriistung und
Entwicklung
II. Die Dringlichkeit der Verkniipfung
III. Begrenzung des Erwartungshorizontes

IV. Méglichkeiten und Probleme der Um-
setzung

V. Die Alternative: durch atomare Bewali-
nung der Dritten Welt zur totalen Abrii-
stung?

gemeine Unsicherheit erh6ht — unter ande-
rem auch dadurch, daB sie durch Riistung die
fiir die Bewiltigung 6konomischer Probleme
verfiigharen Mittel fortlaufend schmaélert und
damit die 6konomischen Ursachen internatio-
naler Konflikte vertieft.

Angesichts dieser Widerspriiche wird denn
auch nicht nur geriistet, es wird zugleich und
bekanntlich seit langem iiber Riistungskon-
trolle und Abriistung verhandelt; es werden
Studien angefertigt und Gutachten geschrie-
ben, Resolutionen verfaBt und Appelle verab-
schiedet, und inmitten des allgemeinen Rii-
stungsgetiimmels bekunden die Protokolle
der einschligigen UNO-Debatten ihrem stil-
len Leser in Mitteleuropas Studierstuben, ,daB
alle Staaten fiir Abriistung und gegen das
Wettriisten sind"?). In den neueren Debatten
wird zunehmend der Verschwendungseffekt
der Riistung, der unproduktive Verbrauch

) W. Bruns, Uber Riistung zum Frieden. Vor der
Sondervollversammlung der UNO iiber Abriistung,
in: epd-Entwicklungspolitik 9/1978, S. 9.
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knapper Mittel, neben der immanenten Frie-
densgefihrdung als Argument fir die Not-
wendigkeit von Abriistung ins Feld gefiihrt,
wobei dieser Verschwendungseffekt auf inter-
nationaler Ebene besonders krafl in Erschei-
nung tritt, wenn man den wachsenden Umfang
der Militdrausgaben mit den kldglichen Aus-
gaben fiir die Entwicklungspolitik vergleicht.
Es ist schon zum traurigen Ritual geworden:
Jedes Jahr meldet das Stockholmer Institut
fiir Friedensforschung (SIPRI) neue Rekorde
bei den Weltmilitdrausgaben, wihrend uns die
UNO-Statistiker dariiber belehren, daB mit
der Zahl der Waffen die Zahl der Hungernden
in der Welt weiterhin steigt.

Angesichts dieses Sachverhalts liegt es nahe,
die Notwendigkeit von Abriistung auch ent-
wicklungspolitisch zu begriinden und die Um-
leitung von Rilstungsmitteln in die Entwick-
lung zu fordern. So heiBit es in der Erklarung
der Sondervollversammlung der Vereinten
Nationen iiber Abriistung, die im Friihjahr
1978 stattfand: ,Die Hunderte von Milliarden
Dollar, die jdhrlich fiir die Herstellung oder
Verbesserung von Waffen aufgewendet wer-
den, stehen in eklatantem und erschrecken-
dem Gegensatz zu der Not und Armut, in der
zwei Drittel der Weltbevélkerung leben. Diese
ungeheure Verschwendung von Mitteln ist
um so gravierender, als damit nicht nur mate-

IL. Die Dringlichkeit der Verkniipfung

Vergegenwirtigen wir uns zundchst einige
Sachverhalte, die die Entwicklung der Rii-
stung betreffen:

Nach einer — allerdings gewagten — Berech-
nung des Stockholmer Instituts fiir Friedens-
forschung (SIPRI) lagen die Weltriistungsaus-
gaben zu konstanten Preisen (von 1970) ge-
rechnet — also unter Abzug der inflationsbe-
dingten Zuwdchse — in der Zwischenkriegs-

zeit (1930) bei 23 Milliarden US-Dollar, zu Be-
ginn des Korea-Krieges (1950) bei 73 Milliar-
den US-Dollar und Mitte der 70er Jahre bei
214 Milliarden US-Dollar. Diesen Zahlen liegt
zwar nicht ein gleichméBiges Wachstum von
Jahr zu Jahr zugrunde, vielmehr gab es in den
jeweiligen Nachkriegsphasen (Korea, Viet-

nam) auch deutliche Riickgdnge der Riistungs- -

ausgaben; der langfristige Trend jedoch ist

3) Abgedruckt in Europa Archiv 19/1978,5.D. 519 {f,,
Zitate auf S. 523 f.

‘) Robert S. McNamara, Die Jahrhundertaufgabe,
Stuttgart 1974,
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rielle, sondern auch technische und menschli.
che Hilfsmittel, die fiir den Fortschritt in allen
Lindern, insbesondere den Entwicklungslin-
dern, dringend erforderlich sind, militérischen
Zwecken zugefiihrt werden. Angesichts dieser
negativen wirtschaftlichen und sozialen Fol.
gen des Wettriistens ist die Fortsetzung des
Riistungswettlaufs offensichtlich unvereinbar
mit der Verwirklichung der auf Gerechtigkeit,
Ausgewogenheit und Zusammenarbeit
griindeten neuen Weltwirtschaftsordnung®

Diese Feststellung miindet dann in die Forde.
rung, ,durch AbriistungsmaBnahmen freiwer-
dende Mittel zum Wohl aller Vélker und zur
Verbesserung der wirtschaftlichen Verhilt
nisse der Entwicklungslander" einzusetzen 3

Dies scheint in der Tat die eigentliche ,Jahr
hundertaufgabe" zu sein 4): von einer riistungs-
orientierten zu einer abriistungsorientierten
Sicherheitspolitik vorzustoBen und damit zu-
gleich die finanziellen Voraussetzungen fiir
eine weltweite Entwicklung zu schaffen.

Kénnen der Abriistungsdebatte durch die Ein-
beziehung der Entwicklungspolitik neue wirk-
same Impulse gegeben werden? Was wiire von
einer Abriistung fiir die Entwicklung zu er
warten? In welcher Form kénnen Riistungs-
mittel iiberhaupt fiir Zwecke der Entwicklung
umgeleitet werden?

eindeutig — es ist ein Aufwirtstrend, der
durch den Wechsel vom Kalten Krieg zur Ent-
spannung keinesfalls aufgehoben wurde f).

Auch der Generalsekretdr der Vereinten Na:
tionen kam in seinem 1977 vorgelegten Be-
richt iiber die wirtschaftlichen und sozialen
Folgen des Riistungswettlaufs zu dem Ergeb-
nis, daB keine Anzeichen fiir eine Beendigung
der allgemeinen Aufwirtsentwicklung der Ri-
stungskosten gegeben seien ¢). Die Stichhal
tigkeit dieser Feststellung wurde inzwischen
nicht zuletzt durch die 1977 gefaBten und 1978
bekriftigten NATO-Beschliisse iiber eine
jahrliche reale Steigerung der Riistungsausgé
ben um 3%, die (voraussichtlichen) Aufwen:
dungen fiir die sowjetische Mittelstreckenra

5) SIPRI, Riistung und Abriistung im Atomzeitaltéf

Reinbek 1977, 5. 12 und 5. 64 L.

%) Die wirtschaftlichen und sozialen al:tlai:: duﬂ'

stungswettlaufs. Bericht des Gener.

Vereinten Nationen (A/32/88 vom 12. August 92
b?edru.ckt in: Militarpolitik Heft 8/1978, Zitat
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ketenpolitik und das NATO-,Nachriistungs-
programm” bestatigt.

Den Lowenanteil der gegenwirtigen Militar-
ausgaben, namlich 70 %, stellen immer noch
NATO und Warschauer Pakt (42,8 % NATO,
286% Warschauer Pakt). Der Anstieg der|
Weltriistungsausgaben in den spéten 60er und
in den 70er Jahren ist jedoch weitgehend auf
die Aufriistung der Dritten Welt zuriickzufiih-
ren: Wiederum nach den Angaben von SIPRI
gingen die Militdrausgaben von NATO und
Warschauer Pakt zusammengenommen am
Ende des Vietnam-Krieges leicht zuriick, um
sich dann — in Preisen von 1973 ausgedriickt
— bei ungefdhr 200 Mrd. US-Dollar zu halten.
Die Weltriistungsausgaben stiegen aber zur
gleichen Zeit bis 1978 um 30 Mrd. US-Dollar ?).
Das bedeutet: Die Aufwirtsentwicklung der
Weltrlistungsausgaben in der jlingsten Zeit
mu in Verbindung mit der Aufriistung der
Dritten Welt gesehen werden. Ohne die
Volksrepublik China stieg deren Anteil an
den Weltriistungsausgaben von 4,6 % im Jahre
1958 auf 6,2 % im Jahre 1968 und 13,7 % im

sind nach dem verfiigbaren, aber nie allzu zu-
verldssigen Zahlenmaterial die USA (47 % des
Walffenhandels) und die Sowjetunion (27 %), in

Jahre 1978. Rechnet man die Ausgaben der

HELFEN oder RUSTEN ? |

Ausgaben 1979 in Mrd. Dollar fir:
[Entwickiungshiife] [Riistung]

NATO~-Lander
192

Warschauer Pakt

118

Ubrige [l 11

K

3540

Volksrepublik China hinzu, so stieg der Anteil
der Entwicklungslédnder an den Weltriistungs-
ausgaben in den genannten Jahren von 9,9 auf
149 und schlieBlich auf 24,2 %, d. h. von einem
Zehntel auf ein Viertel der Weltriistungsaus-
gaben ®).

Offensichtlich hat die Aufriistung der Dritten
Welt in den vergangenen beiden Entwick-
lingsdekaden gréBere Fortschritte gemacht
tls ihre Entwicklung. Auch wenn wir in Rech-
mung stellen, daB die Zunahme bei den Rii-
stungsausgaben der Dritten Welt in den ver-
schiedenen Regionen sehr unterschiedlich
stark ausgepragt war, erscheint es doch ange-
bracht, von einer Globalisierung der Aufrii-
sung zu sprechen. In zunehmendem MabBe
werden gerade dort Mittel fiir militdrische
Iwecke verwendet, wo sie am dringlichsten
fiir die Bewiltigung nicht-militdrischer Aufga-
ben bendtigt werden.

Das Vehikel der militdrischen Integration der
Eﬂl\ricklungslander in das Weltriistungssy-
stem ist der Waffenhandel. Er ist heute mehr
je zukunftstrachtig, hat doch der Markt

fiir militarische Aufriistungsgiiter nach jling-
slen Berichten die hochsten Zuwachsraten al-
Industriemérkte 9). Die Hauptlieferanten

_ﬁ-———n
| Werld Armament and Disarmament. SIPRI Year-
book 1979, London 1979, S. 22 ff.
Ebd, S. 34 ff, und SIPRI Yearbook 1979, S. 6.
tdr hat hdchsten Zuwachs", in: Frankfurter
u vom 31. 5. 80.

Mehr Angst als Vernunft

Die Unruhe im Westen iiber die sowjetischen
Riistungsanstrengungen ist symptomatisch fiir
den Riistungswettiauf: MiBtrauen und Un-
kenntnis der Absichten des jeweils anderen
schaukeln die Riistungsausgaben immer hé-
her. Allein die beiden grofien Militdrallianzen
— die NATO und der Ostblock (Warschauer
Pakt)— haben nach Angaben des Stockholmer
Instituts fiir Friedensforschung (SIPRI) im ver-
gangenen Jahr 310 Milliarden Dollar fiir Rii-
stung ausgegeben.

Der Riistungswettlauf ist freilich nicht auf die
groflen Militérblécke beschrénkt. Die iibrige
Welt gab 1979 136 Milliarden Dollar fiir milits-
rische Zwecke aus. Vor allem die Beschleuni-
gung der Ausgaben ist bedngstigend.

Was im Vergleich dazu fiir den friedlichen
Ausgleich der Interessenspannungen in der
Weit getan wird, ist beschimend wenig. Die
dffentliche Entwicklungshilfe erreichte 1979
mit 30 Milliarden Dollar nur ein Fiinfzehntel
der Ristungsausgaben. Aber wdhrend die
NATO-Lédnder immerhin fiir die Entwick-
lungsldnder rund 18 Milliarden Dollar bereit-
stellten, was einem knappen Zehntel ihrer Rii-
stungsausgaben entsprach, helfen die Linder
des Warschauer Paktes offenbar lieber mit re-
volutiondren Ideen als mit Rubeln. IThre Ent-
wicklungshilfe erreichte nur den 118. Teil ih-
rer Riistungsausgaben.
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weitem Abstand gefolgt von Frankreich, GroB-
britannien, Italien und — mit ansteigender
Tendenz — der Bundesrepublik '?). Allm&hlich
gewinnt aber die Waffenproduktion in den
Entwicklungsldndern selbst an Bedeutung und
dariiber hinaus sogar der Export von Waffen
in andere Entwicklungslander !!). Das heifit,
daB die Entwicklungsldnder dazu {ibergehen,
in ihre Industrialisierungspolitik den Aufbau
von Riistungsindustrien und in ihre Handels-
politik den Verkauf von deren Produkten ein-
zubeziehen. Gesamtwirtschaftlich gesehen
wird damit nun auch in den Entwicklungslén-
dern der Versuch unternommen, die Kosten-
belastung des Staates durch die Riistung mit
Hilfe einer Ausweitung ihrer ékonomischen
Verwertung zu verringern.

Ich fasse zusammen:

Wir haben es mit einer langfristig zunehmen-
den Verschwendung von knappen Mitteln fiir
militdrische Zwecke zu tun. Diese von Indu-
strie- und Entwicklungslindern in gleicher
Weise beklagte Verschwendung ist nicht auf
die groBmachtigen Industriestaaten be-
schrankt. Sie stellt fiir die Entwicklungslénder
selbst ein sich verschédrfendes Problem dar, da

III. Begrenzung des Erwartungshorizontes

DaB gerade dort mit iberdurchschnittlichen
Raten die Riistungsausgaben wachsen, wo die
dafiir aufgewendeten Mittel am dringlichsten
fiir die Bewdltigung nicht-militérischer Aufga-
ben benétigt werden, namlich in den Entwick-
lungsldndern, ist natiirlich besonders geeig-
net, Protest hervorzurufen, entbehrt aber nicht
der Logik. Zum einen haben die Entwicklungs-
lander nach den MaBstében, die die Industrie-
linder gesetzt haben, einen ganz erheblichen
Nachholbedarf an Riistung. Was daraus aus
der Sicht der Entwicklungsldnder gefolgert
werden kann, darauf komme ich spiter noch

19) SIPRI Yearbook 1979, S. 175.

") Auch an solchen Exporten kénnen durchaus hie-
sige Konzerne beteiligt sein. So lieferte Argentinien
1979 eine nicht ndher bekannte Zahl von Panzern
nach Pakistan. Diese Panzer (TAM) waren in Kassel
bei Thyssen-Henschel entwickelt worden und wur-
den in Argentinien in Lizenz mit Hilfe von Zuliefe-
rungen deutscher Firmen gebaut. Armies & Wea-
pons 57/1979, nach epd-Entwicklungspolitik 18/
1979, S. 4. Vgl. zu diesem Problemkomplex Ulrich
Albrecht, Dieter Ernst, Peter Lock, Herbert Wulf,
Riistung und Unterentwicklung, Reinbek 1976.
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sie selbst heute die gréBten Zuwachsraten hej
den Riistungsausgaben haben. Der Fo
nach Abriistung fiir die Entwicklung kommt
so gesehen ganz besondere Dringlichkeit zu,
und daB sie begriindet ist, daran kann wohl
kein Zweifel bestehen: Denn die Verschwen.
dung von Ressourcen aller Art fiir die R
ist nicht nur bedauerlich, sondern in hochsten
MaBe auch bedrohlich. Sie ist bedrohlich nicht
nur durch die Anhdufung von Vernichtung.
kapazitdten an sich, sondern auch durch die
Blockierung vorhandener Mittel fiir die Be
wiltigung von Konfliktursachen auf inner
und zwischengesellschaftlicher Ebene. Sie ist
bedrohlich, weil die Konflikte der Entwick
lungsldnder nicht auBlerhalb unserer eigenen
Welt bestehen, sondern in Ursache und Wir
kung deren integraler Bestandteil sind. Zwar
ist in Europa seit dem Ende des Zweiten Welt:
krieges der Friede zwischen den Systemen ge.
wahrt worden, wihrend es in der Dritten Welt
140 Kriege und Biirgerkriege gegeben hat;
aber die Wahrscheinlichkeit, daB solche Kop-
flikte in der Dritten Welt eines Tages dochin
einen Weltbrand einmiinden, ist aufgrund der
Verschirfung weltweiter Verteilungskampfe
um knappe Ressourcen in den 70er Jahren ge-
stiegen.

zurtick. Zum andern muB man sich vergegen
wirtigen, daB die Zunahme von Riistungsaus
gaben bei sich verscharfenden Entwicklungs
problemen keineswegs nur als Widerspruch
oder — milder ausgedriickt — Ungereimtheil
zu betrachten ist, sondern durchaus eine Ent-
sprechung darstellen kann: Die kaum nod
{iberblickbaren Eingriffe der Militérs in di¢
Politik der Entwicklungslidnder, sei es in d&f
Form der offenen Militardiktatur, sei es indéf
Form militirischer Absicherung einer be
stimmten Politik, sind Teil einer verhangni®
vollen Wechselwirkung zwischen Unterent
wicklung und militérischer Politik, zwisches
.struktureller” und ,personaler Gewalt' B
wird mit militirischen Lésungen auf witt
schaftliche und soziale Probleme reagief
(Repression nach innen, Konfliktablenkus
auf einen &uBeren Feind), wodurch diese Pr*
bleme nicht wirklich geldst, sondern durc
Mittelabzug fiir das Militdr und die Block®
rung immaterieller Entwicklungsbedi
(Innovationsbereitschaft, Veran
solidarisches Handeln) noch vertieft und




| Abwehr daraus resultierender Instabilititen
wiederum erweiterte Eingriffe des Militars

| provoziert werden. An diesem Militarisie-
rungsprozeB haben die Industrielénder in viel-
filtiger Weise direkt mitgewirkt, zum Beispiel
durch den Waffenhandel nach dem Motto:
.wenn wir nicht liefern, liefern andere"” (und sie
tun es in der Tat!); oder durch eine Militarhilfe,
die auch und gerade dort die Militarisierungs-
tendenzen stirkte, wo — etwa im Sinne des

| US-amerikanischen Konzepts der ,civic action”
— der Militdreinsatz verstdarkt unter entwick-

| lungspolitischen Gesichtspunkten erfolgen
sollte. Dariiber hinaus gelten Militédrs, trotz
widriger Erfahrungen, immer noch als die ver-
liBlichsten Geschaftspartner des ,big busi-
ness’" — ungeachtet allen nationalistischen
Getéses, mit dem sich die Militdrs zu legiti-
mieren pflegen, wenn sie in die Politik eingrei-
fen. Auch ohne iiber diese Anmerkungen hin-
aus auf die Grundsatzproblematik strukturel-
ler Abhdngigkeit der Dritten Welt einzuge-
hen, diirfte schon klar sein, daB eine Kritik der
Militarisierungstendenzen in der Dritten Welt
auch eine Selbstkritik der Industrieldnder sein
muB,

Dieser Selbstkritik kann nicht durch eine Er-
hohung von Mitteln fiir die Entwicklung (z. B.
im Wege der Abzweigung von Riistungsgel-
dern) entsprochen werden. Sie verlangt viel-
mehr, wenn sie ernsthaft betrieben wird, eine
Neuorientierung der Entwicklungspolitik und
dariiber hinaus der Weltwirtschaftsbeziehun-
gen insgesamt zugunsten der Entwicklungs-
linder, wie sie von diesen in der zweiten Ent-
vicklungsdekade immer wieder gefordert
worden ist. Das kldgliche Schicksal dieser For-
derungen sollte uns von vornherein skeptisch
stimmen hinsichtlich der méglichen entwick-
lngspolitischen Bedeutung einer Umleitung
von Mitteln aus dem Militér- in den Zivilbe-
reich in der GréBenordnung, wie sie fiir die
Uberschaubare Zukunft zur Diskussion steht

(soweit es iiberhaupt zu einer Einigung iiber
eine solche Malnahme kommen wird) '2).

Die Verkniipfung von Abriistung und Ent-
wicklungshilfe kdnnte theoretisch einen Zir-
kel in Gang setzen, der dem der militdrischen
Politik entgegengesetzt wire: Durch Abrii-
stung freigesetzte Mittel kénnten der Ent-
wicklung zugefiihrt werden, Entwicklung wie-
derum kénnte — durch die Behebung von
Konfliktursachen — weitere Anreize zur Ab-
riistung liefern. Man sollte sich aber hiiten,
den Bogen der Erwartungen zu weit zu span-
nen! Solange wir keine rechte Vorstellung von
dem haben, was eine verniinftige Entwick-
lungspolitik ist, kann auch die Vermehrung
von Hilfsgeldern nicht alle Probleme lésen.
AuBerdem miissen wir zur Kenntnis nehmen,
daB Entwicklung — definiert in herkémmli-
chen Kategorien der komplexen Industriali-
sierung — bislang keinesfalls gleichbedeutend
gewesen ist mit einer Verstiarkung von Abrii-
stungsbereitschaft. Entwicklungspolitik im
herkémmlichen Sinne ist also auch nicht
gleichbedeutend mit Friedensstiftung.

Bei aller Skepsis gegeniiber den erwartbaren
entwicklungspolitischen Auswirkungen wvon
ersten Abriistungsschritten ist jedoch an dem
Sachverhalt nicht zu riitteln, daB selbst wenn
Abriistungsmittel nicht einer wirklichen Ent-
wicklung zugute kdmen, die Umwidmung von
Riistungsmitteln an sich auf jeden Fall schon
ein beachtlicher Erfolg wire — eben durch die
Reduzierung von Militdrausgaben und damit
die Reduzierung der wechselseitigen Bedro-
hungspotentiale. Natiirlich, auch Abriistung
vom gegenwirtigen Overkill-Niveau aus ist
noch nicht gleichbedeutend mit der Abschaf-
fung des Krieges. Aber irgendwo sollten wir
auch unserer Skepsis und Kritik Grenzen set-
zen und die Hoffnungen, die wir eben doch auf
die geringfiigigsten AbriistungsmaBnahmen
setzen, als lohnend genug erachten, um an ih-
nen politisches Handeln auszurichten.

IV. Méglichkeiten und Probleme der Umsetzung

Wenden wir uns unter diesem Gesichtspunkt
der Frage zu, in welcher Form Riistungsmittel
hl_l' Entwicklungszwecke mobilisiert werden
innten. Hierzu sind in jiingster Zeit eine
ﬂe_:he bisher kaum als abgeschlossen zu be-
#ichnender Uberlegungen angestellt worden:
m Aktionsprogramm der erwahnten Sonder-
“liversammlung der Vereinten Nationen
lber Abriistung heiBt es: ,Eine allmahliche

%

Kiirzung der Militdrhaushalte auf gegenseitig
vereinbarter Grundlage, beispielsweise in ab-
soluten Zahlen oder in Prozentsédtzen, insbe-

'?) Gert Krell hat in diesem Zusammenhang poin-
tiert festgestellt, .daB die Entwicklunlf der armen
Lander weniger deshalb stagniert, weil die reichen
Lénder ihnen zu wenig geben, sondern weil sie ih-
nen zu viel nehmen”, ns weiter: Es ist weniger die
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sondere durch Kernwaffenstaaten und andere
militdrisch bedeutende Staaten, wire eine
MaBnahme, die zur Einschrinkung des Wet-
triistens beitragen konnte, und wiirde die
Maéglichkeiten vergréBern, heute fiir militédri-
sche Zwecke verwendete Mittel der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung, insbe-
sondere zum Nutzen der Entwicklungslénder,
zuzufiihren." '3)

Wer aber wiirde garantieren, daB solche Haus-
haltskiirzungen tatsidchlich fiir Entwicklungs-
zwecke eingesetzt wiirden? Eine automatische
Uberfiihrung von Mitteln wiéire jedenfalls nicht
zu erwarten. Denn bisher gibt es keine Anzei-
chen dafiir, daB die Mittel fiir die Entwick-
lungshilfe so niedrig sind, weil die Riistungs-
ausgaben so hoch sind. In den westlichen In-
dustriestaaten ist in den vergangenen Jahr-
zehnten der Anteil der Riistungsausgaben am
Bruttosozialprodukt um mehrere Prozent-
punkte zuriickgegangen, ohne daB die offi-
zielle Entwicklungshilfe dadurch auch nur um
einen halben Prozentpunkt gestiegen wire '4).
Fiir die meisten von ihnen steht die Verpflich-
tung, 0,7 % des Bruttosozialproduktes fiir die
offizielle Entwicklungshilfe aufzuwenden, bis-
her immer noch auf dem Papier — und dort
wird sie fiir die Bundesrepublik nach dem Wil-
len unseres Finanzministers auch bleiben.

Man miiBte also in der Forderung nach Mobili-
sierung von Riistungsmitteln fiir die Entwick-
lung einen Schritt weiter gehen und z. B. die
Einrichtung eines Entwicklungsfonds anstre-
ben, der durch Mittel aus dem Riistungsbe-
reich zu finanzieren wire. Ein solcher Vor-
schlag wurde bereits bei der Genfer Konferenz
von 1955 vom damaligen franzdsischen Pre-
mierminister, Edgar Faure, gemacht '¥). Im
Mirz 1956 unterbreitete die Sowjetunion ei-

Riistung, die die Armen verhungern ldBt, als der
Manﬁel an integrierter Ent\nr'h::kl'.m%:;l Seine Folge-
rung lautet: ,Abriistung kann eine Hilfe sein fiir Ent-
wicklung, sie ist aber weder eine notwendige noch
eine hinreichende Bedingung. Ders, Die Aussagen
der katholischen Kirche zur Rﬂstun%lsdgl(amik aus
der Sicht der Friedensforschung, in: HSFK Arbeits-
pier 7/1980, S. 18, Dabei darf jedoch nicht {iberse-
en werden, daB Riistung durchaus etwas mit Hun-
%’er als Folge objektiver Knappheit oder materieller
eneﬂunguungi:mchtigkeit zu tun hat.
13) Europa Archiv 19/1978, S. D. 534.
') Krell, a.a. O, S. 12.
') Hierzu und zum folgenden: Marek Thee, The
Establishment of an International Disarmament
Fund for Development. A Feasability Study, Oslo/
New York 1980, S. 3 ff, (Es handelt sich um eine Stu-
die fiir die UN Group of Governmental Experts on
The Relationship between Disarmament and Deve-
lopment, die von der Sondervollversammlung 1978
eingesetzt wurde.)
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nen dhnlichen Vorschlag, bezogen auf die Re-
duzierung von Riistungen und Mannschaften
im konventionellen Militidrbereich. Wiederum
von den Franzosen wurde auch auf der Son.
dervollversammlung der Vereinten Nationen
iber Abriistung von 1978 die Einrichtung ej.
nes Abriistungsfonds fiir die Entwicklung ing
Gesprich gebracht. Dieser Vorschlag wird
nunmehr im Rahmen der allgemeinen Frage
nach dem Zusammenhang von Abriistung und
Entwicklung gemiB BeschluB der Sondervoll
versammlung durch eine besondere Studien.
gruppe untersucht, die ihren AbschluBbericht
1981 vorlegen soll.

Die Finanzierung eines solchen Abriistungs
fonds fiir die Entwicklung kénnte durch Haus-
haltskiirzungen im Militdrbereich nach fixen
Sitzen erfolgen. Alle fritheren Vorschlége die- I
ser Art sind jedoch am Problem der fehlenden
Kontrollierbarkeit solcher Kiirzungen und an l
der mangelhaften Vergleichbarkeit der Haus- |
halte gescheitert. Das Kontrollproblem kdnnte |
dadurch umgangen werden, daB auf die vor-
handene Riistung oder die Militirausgaben
eine Art Steuer erhoben wiirde '¢). Das Pro-
blem der schwierigen Vergleichbarkeit der |
Riistungshaushalte koénnte dadurch umgan-
gen werden, daB man fiir die GroBméchte ein- |
fach bestimmte Quoten ansetzt, mit denensie
am Fonds zu beteiligen wiren'?). Technisch |
scheint dieser Vorschlag machbar, Es bleibt
aber ein anderes Problem: Die Einrichtungei
nes Abriistungsfonds fiir die Entwicklung aul
dem Wege der Besteuerung von Riistungsaus |
gaben wire nicht identisch mit einer Abr:
stungsmaBnahme, sie wiirde bestenfalls einen
zusétzlichen konomischen Anreiz zur Abri
stung liefern. Es wiire aber auch denkbar, da}
die reichen Lénder sich durch die Bezahlung
einer Riistungssteuer fiir Entwickluna&hlﬁ”
vom moralischen Abriistungsdruck loszukaw
fen, d. h. den Fonds fiir die zusétzliche Redil-|
fertigung ihrer Rustungspolitik zu handhab’!ll|
suchten.

Eine andere Maglichkeit, zur Finanziemnﬂ-d'|
nes Entwicklungsfonds aus Riistungsmitteli
zu gelangen, bestiinde darin, den Waffenhat
del zu besteuern — und zwar hoher zu bestes
ern als den Handel mit zivilen Produkten. B
nen solchen Vorschlag macht die von Wm!J

1%) Thid. S. 42 ff.
17) Thee fithrt als Beispiel folgende Quoten an: ¥
Nuklearméchte zusammen finanzieren

des Fonds, davon die beiden Supermiichte je 4
das entspriiche je 26,66 % des Fonds. Die VR L0
wiirde nach dieser Rechnung 6,6 % und Fr
;owie GroBbritannien je 33 % beisteuern.
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Brandt geleitete Nord-Siid-Kommission in ih-
rem jiingst vorgelegten Bericht ). Auch hier
wiirde es sich nicht um eine direkte Abrii-
stungsmaBnahme handeln, sondern um den
Versuch, 6konomische Anreize fiir eine Redu-
gierung des Waffentransfers zu schaffen.
Durch die Besteuerung allein wiirde der Wal-
fenhandel also sicher nicht unterbunden, da er
eben nicht nur durch 8konomische Interessen
bestimmt wird, die sich im Handel selbst reali-
sieren, sondern auch durch Interessen, fiir die
der Waffenhandel nur Mittel zu anderen
Zwecken ist. Wohl aber kdnnte zumindest
dem unmittelbaren Interesse am Waffenhan-
- del selbst durch Schmilerung der Gewinne
derjenigen entgegengewirkt werden, fiir die
Ristungsausgaben keineswegs eine Ver-
schwendung, sondern ein lohnendes Geschiift
sind.

Eine notwendige Voraussetzung fiir eine sol-
che Besteuerung wire freilich die Offenle-
gung der Waffengeschifte, die auch dazu die-
nen wiirde, die Kontrollméglichkeiten gegen-
fiber dem Waffenhandel zu erweitern. Auch
dies wird von der Brandt-Kommission im Ein-
klang mit den Forderungen anderer Kritiken
des Waffenhandels vorgeschlagen '9).

Beide MaBnahmen, sowohl eine Ausgabenbe-
steuerung als auch eine Besteuerung des Waf-
fenhandels, zielen letztlich auf eine indirekte
Einschrinkung der 6konomischen Verwer-
tungsmoglichkeiten der Riistung ab. Diese
ischen  Verwertungsmdglichkeiten
werden nun aber nicht nur von einzelnen Un-
ternehmern geschétzt, sondern sind unter dem
Gesichtspunkt der Arbeitsplatzsicherung, der
ostensenkung und der Devisenbeschaf-
. hung auch gesamtwirtschaftlich interessant —
| ind zwar in West und Ost.

Deshalb miiSten parallel zur Besteuerung von
| Ristungsausgaben oder Waffenhandel alter-
| mitive, ndmlich nicht-militdrische Wirt-
| schaftsaktivitdten als Ersatz fiir die militari-

schen geférdert werden. Es miiBte mit anderen
: Worten die sogenannte Konversion von Rii-

stungsindustrien vorangetrieben werden, Fiir
Zweck wire ein Teil der in den Ent-

' Wicklungsfonds einzuzahlenden Mittel aufzu-
i wenden, AuBerdem bietet es sich an, bei der

Durchfiihrung von Entwicklungsprojekten, die

durch den Fonds finanziert wiirden, vorrangig

L —

¥ Unabhéngige Kommission fiir Internationale
|.§?‘i§k.%usgg?§;gen. Das Uberleben sichern, Kéln
") Vel. Militarpolitik Nr. 14/15, 1979, S. 81.

die Unternehmen bzw. Wirtschaftssektoren zu
berticksichtigen, die bislang auf die 6konomi-
sche Verwertung der Riistung ausgelegt wa-
ren.

Aber auch hier gibt es natiirlich Probleme:
Eine direkte Umstellung von Riistungsbetrie-
ben auf eine Zivilproduktion ist bekanntlich
aus technischen Griinden nur in begrenztem
Umfang méglich. Ein Hersteller von Kampf-
panzern kann nicht ochne weiteres zu einem
Hersteller fiir Produkte werden, die der Be-
friedigung von Grundbediirfnissen dienen.
AuBerdem ist Riistungsproduktion Produktion
auf hochstem technologischen Niveau. Wenn
dieses in die Ersatzprodukte eingeht, wire in
diesen eine Technologie vergegenstindlicht,
die die Aufnahmekapazitit der Entwicklungs-
lander in aller Regel iiberfordern und ihre De-
visenbestinde unnétig belasten diirfte 2°),

In der gegenwértigen Diskussion gibt es, so-
weit ich sehe, keine Vorschldge, bei deren
Verwirklichung nicht gréBere Probleme der
angesprochenen oder anderer Art auftauch-
ten. Das zeigt, daB das politische Problem man-
gelnder Abriistungsbereitschaft nicht durch
das Auskliigeln von Modellen fiir ein Abrii-
stungsverfahren aufgehoben werden kann. Pa-
tentlésungen gibt es auch hier nicht, und es
wire miiBig, auf Ideen zu warten, die selbst die
hartgesottenen Herrschaften aus der Rii-
stungsbranche zu Trdnen riithren und zu der
Einsicht bekehren k&nnten, daB sie der
Menschheit schaden.

Dennoch ist es wichtig, die Diskussion iiber
Verfahrensméglichkeiten bei den anstehen-
den Konferenzen fortzusetzen — und sei es
zundchst nur, um entgegen der Versuchung,
die andere Seite ,an die Wand zu riisten", das
BewuBtsein von der Notwendigkeit der Abrii-
stung wachzuhalten und zu verhindern, daB
die Bereitschaft zu militdrischen Lésungen fiir
gesellschaftliche Probleme noch weiter um
sich greift, als sie es schon getan hat'— bis in
die Schlagertexte hinein: ,He's taken me un-
der fire", singt eine Dame in einem neuen Hit,
wahrend Gewehrschiisse fallen, und der Dame
scheint es zu gefallen,

29) Zum bisherigen Stand der Forschung {iber Rii-
stungskonversion s. Ulrich Albrecht, Riistungskon-
versionsforschung, Eine Literaturstudie mit For-
schungsempfehlungen, Berlin (Berghofstiftung fiir
Konfliktforschung) 1978; zur Diskussion {iber Pro-
bleme des Technologietransfers vgl. L. Brock, Ent-
wicklung mit Hacke und Schaufel?, in: Technologie
und Politik Nr. 15/1980, S. 204 {f.
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V. Die Alternative:

Durch atomare Bewaffnung der Dritten Welt zur totalen Abriistung?

Die Vertreter unserer Militdrindustrie oder
Militdrbiirokratiekomplexe haben in der Drit-
ten Welt Klientelgruppen gehétschelt und Mi-
litdrapparate hochgepédppelt, die zunehmend
Eigeninteresse zu entwickeln beginnen und
sehr bald allen Abriistungsdiskussionen mit
dem Argument begegnen kénnten, daB vor ei-
ner allgemeinen Abriistung erst mal die Auf-
riistung der Dritten Welt stehen miisse. Schon
lassen sich Stimmen in dieser Richtung auch
bei Nichtmilitaristen vernehmen: zum Bei-
spiel die Stimme des afrikanischen Professors
Ali Mazrui. Ali Mazrui hat ein bemerkenswer-
tes Buch mit dem Titel ,A World Federation of
Cultures” fiir das New Yorker ,Institute for
World Order” verfaBt; dieses Institut ist ein-
deutig der Friedensforschung zuzurechnen.
Das Institut verdffentlichte Mazruis Arbeit in
seinem bekannten Programm ,Bevorzugte
Welten fiir die 90er Jahre"?!). Sozusagen im
Gegenzug dieser Studie hat Mazrui kiirzlich
das Bild einer weiterriistenden Welt entwor-
fen, dessen normative Elemente einigermalBen
schockierend sind.

Die westlichen Michte, so sagte Mazrui in ei-
nem Gastvortrag bei der BBC?#?), seien stets
von der Annahme ausgegangen, daB sie das
Privileg hatten, sich bis an die Zdhne zu be-
waffnen, wihrend sie gleichzeitig die Bewoh-
ner der Dritten Welt entwaffneten. Man habe
sich in Europa selbst fiir zivilisiert genug ge-
halten, Weltkriege zu entfachen, wéhrend
man es als dringliche Aufgabe betrachtete, die
Afrikaner von Stammesfehden abzuhalten.

Einer solchen Haltung des Westens setzt Maz-
rui dann die Empfehlung entgegen, daB die
afrikanischen Staaten sich nicht nur weiter
konventionell bewaffnen sollten. Er empfielt
dariiber hinaus, daB zumindest die groBen un-
ter ihnen (Nigeria, Zaire und — unter Ausnut-
zung bereits von den WeiBen geschaffener Ka-
pazitit — ein befreites Siidafrika) eine atom-
are Bewafinung anstreben sollten. Dazu heifit
es: ,Die Entwicklung einer Nuklear-Kapazitat

21) Ali A. Mazrui, A World Federation of Cultures:
An Alfrican Perspective, New York 1976; die ande-
ren Autoren der Reihe ,Preferred Worlds for the
1990's" waren Saul Mendlovitz, Rajni Kothari, Ri-
chard A. Falk und Johan Galtung.

22) Ali Mazrui, Africa’s Nuclear Future, in: Survival,
Mirz/April 1980, S. 76 {f; alle folgenden Zitate und
'ill}direklen Wiedergaben entstammen diesem

ext.
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durch Afrikas grofite Staaten ist wahrschein.
lich ein notwendiger erster Schritt, um Afrikas
untergeordneten Status in der internationalen
Diplomatie zu iiberwinden.

Die afrikanischen Staaten, die den Nicht-Ver-
breitungsvertrag unterschrieben hitten, soll-
ten deshalb auch ihre Politik {iberdenken und
sich lieber mit dem Gedanken anfreunden, ein
afrikanisches Nuklear-Konsortium fiir die
Entwicklung eigener Atomwaffen einzurich-
ten. Das wiirde dann zur Folge haben, da8 die
GroBmadchte ,nicht linger sagen kénnen, die
und die Waffe ist nicht fiir Afrikaner und Kin-
der unter 16"

Hinter Mazruis Ausfilhrungen steckt nicht
nur das Aufbegehren gegen die Bevormun-
dung durch die Supermichte. Mazrui glaubt
vielmehr davon ausgehen zu miissen, daB erst
ein aufgeriistetes Afrika, eine aufgeristete
Dritte Welt die GroB- und Supermaichte als die
eigentlichen Kriegstreiber in der Welt zur
Vernunft bringen kénnte. Der Weg zur militi-
rischen Gleichheit als Voraussetzung zur poli-
tischen Gleichrangigkeit mufl — so fordert
Mazrui — zunéchst in die nukleare Prolifera-
tion fithren, um sich dann dem Ziel einer glo-
balen De-Nuklearisierung zuwenden zu kén-
nen.

Die Gefahren auf diesem Wege werden von
unserem Kollegen gering eingeschitzt im Ver-
héltnis zu den Gefahren, die sich aus der
Hochriistung der Industrielinder ergeben:
Verriickt gewordene Diktatoren, die versucht
sein kénnten, mit allem, was sie haben, um sich
zu schmeiBen, gibe es nicht nur in der Dritten
Welt — in der Dritten Welt aber handelte es
sich in aller Regel um sehr viel kleinere Dikfa-
toren, die zwar auch einen ganzen Haufen
Leute umbringen, nicht aber die Welt ver-
nichten kénnten.

Eine solche Argumentation ist nicht gera‘-‘!e
erhebend, aber doch ernst zu nehmen, weil si¢
einen sehr wahrscheinlichen Weg der zukiink
tigen Entwicklung anspricht; das jedoch wird
im Gegensatz zu Mazruis Meinung ein ver
hiingnisvoller Irrweg sein. Eine Aufriistung
der Dritten Welt kénnte mdglicherweise den
Abriistungsruck auf die anderen Welten ver
stirken. Aber um welchen Preis! Um den Preis
einer Potenzierung gegenwirtiger Kriegsg®
fahren und um den Preis einer noch viel.
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ren Verschwendung von &ffentlichen Mitteln,
~ die fiir die Entwicklung dringend erforderlich
sind. Die Erwartung von Mazrui, daB es so et-
was wie einen abriistungsorientierten Aufbau
von Militérapparaten geben koénnte, wird
iiberdies durch die bisherige Geschichte nicht
als realistisch ausgewiesen. Sie wird
sich als Illusion erweisen.

Aber wir haben keinen Grund, uns iiber Aus-
fiithrungen wie die hier zitierten zu mokieren.
- Die gesamte Abriistungsdiskussion zwischen

den Industriestaaten wird schlieBlich unter
machtpolitischen Vorbehalten gefiihrt. Mazrui
malt uns nicht das Bild eines Barbaren, der
~ auch an den zweifelhaften Segnungen der Mi-
 litarzivilisation teilhaben méchte; er hilt uns
. vielmehr einen Spiegel vor — und in diesem
Spiegel sehen wir nicht sehr gut aus. Um ein
‘Wort aus dem neuesten Film von Peter Bogda-
~ novich, Saint Jack, abzuwandeln: ,Die Michti-
genversuchen, die Welt wie ein Spielcasino zu
fihren und machen ein Leichenhaus daraus."
Wirsind dem in jiingster Zeit ein unangeneh-
‘mes Stiick néhergeriickt.

Angesichts der krisenhaften Zuspitzung der
internationalen Auseinandersetzungen am
Anfang der 80er Jahre erscheint vielen offen-
bar die Riistung eine bessere Erginzung zur
Entwicklungspolitik zu sein als die Abrii-
stung®). Das Argument, daB es chne Entwick-

) Die Bundesregierung glaubte sich aus dem Di-
' lemma widerspriichlicher Lageeinschéitzungen und
sirategischer olEerungen nach ,Afghanistan” da-
durch retten zu konnen, daB sie die gleichzeitige

lung keine Sicherheit geben kénne — ein Ar-
gument, das der Mobilisierung vermehrter
Mittel fiir die Entwicklungspolitik dienen
sollte — droht sich gegen die Entwicklungspo-
litik zu wenden und zwar in der Form, daB die
Entwicklungspolitik  sicherheitspolitischen
Erwdgungen untergeordnet wird, da Armut,
Hunger, Ausbeutung nicht als Probleme an
sich, sondern vornehmlich als mdgliche
Schwachstellen in der Systemkonkurrenz mit
den sozialistischen Léndern Beachtung finden.
Sollte dies eintreten, diirfte man sich nicht
wundern, wenn die Entwicklungslinder im
Gegenzug dazu iibergingen, die Systemkon-
kurrenten des Ostens und des Westens syste-
matisch gegeneinander auszuspielen. Die
Chance, daB die Entwicklungsldnder dabei et-
was gewdnnen, ist sicherlich geringer zu ver-
anschlagen als die Gefahr, daB es dabei zu wei-
teren konflikttrachtigen Konfrontationen zwi-
schen Ost und West in der Dritten Welt
kidme.

Aufriistung und Entwicklung sind keine mit-
einander vereinbaren Teilstrategien globaler
Friedenssicherung; sie stehen vielmehr in un-
aufloslichem Widerspruch zueinander. Glo-
bale Friedenssicherung muB deshalb nicht erst
auf mittlere oder lange Sicht, sie muB hier und
heute damit beginnen, Entwicklung und Abrii-
stung gemeinsam voranzutreiben.

Aufstockung der Militér- und Entwicklungsausga-
ben verkiindete; s. Michael Frank, Entwicklungs-
hilfe als Verteidigung?, in: Siiddeutsche Zeitung
vom 29. 1. 80.
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Udo Kollatz: Nichts kommt teurer als nichtgemachte Politik. Zum Bericht der
Nord-Siid-Kommission

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/80, S. 3-20.

Vorgeschichte und Hintergriinde des Berichts der Brandt-Kommission sind in der Bundes-
republik Deutschland wenig bekannt. Der Beitrag analysiert dieses Umfeld und befaBt sich
mit der politischen Resonanz, die der Bericht der Nord-Siid-Kommission hierzulande bis-
her gefunden hat. Nichtbeachtung durch die Bundesregierung und eine unzuléngliche par-
lamentarische Behandlung geben wenig AnlaB zu Optimismus, daB es diesem Bericht gelin-
gen konnte, den politischen Stellenwert eines Nord-Siid-Ausgleichs fiir die Bundesrepublik
nennenswert zu erhéhen. Der Verlauf der 11. Sondergeneralversammlung der Vereinten
Nationen im September 1980 in New York hat das bestatigt. Die Kurzsichtigkeit dieser Poli-
Ek wird den Preis fiir einen Ausgleich mit der Dritten Welt zu unseren Lasten weiter erhd-
en. :

Hoffnung bleibt insofern, als die Kommission ihre Aufgabe mit der Publikation des Berichts
nicht als erfiillt ansieht. Im tibrigen liegt es in der Demokratie wesentlich an den Biirgern,
ob staatliches Handeln sich in kurzfristigem Crisis Management erschépfen darf oder ob es
gezwungen wird, sich auf tiefergreifende, dauerhaftere %roblemlésungen zu richten,

Lothar Brock: Abriistung als Entwicklungspolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/80, S. 21-29

Die neueren Debatten iiber Méglichkeiten der Abriistung und der Uberwindung von Un-
terentwicklung laufen in der Forderung nach einer Freisetzung von Riistungsmitteln fiir
entwicklungspolitische Zwecke zusammen. Angesichts der Globalisierung des Riistungs-
wettlaufs, also der Einbeziehung auch der Dritten Welt in das bestehende Wettriisten, ist
diese Forderung wohl begriindet; sie verdient nachhaltige Unterstiitzung, obwohl eine Ver-
mehrung von Entwicklungsmitteln nicht gleichbedeutend ist mit vermehrter Entwicklung
und obwohl nicht vorstcll?)ar ist, daB in der iiberschaubaren Zukunft einzel- und gesamt-
wirtschaftliche Interessen an der Riistung bzw. am Waffenhandel durch eine Besteuerung
von Riistungsausgaben und Riistungsgeschiften begrenzt werden konnten.

Die techno-politischen Probleme, die bei der Bildung eines Entwicklungsfonds aus Rii-
stungsmitteln auftauchen (mangelnde Vergileichharkeit der Haushaltsansiitze, fehlende
Kontrollmdglichkeiten), sind grundsatzlich 16sbar. Die Entwicklungslénder kénnten des-
halb versucht sein, weiteren Hinhalteman&vern von seiten der Industriestaaten durch eine
von diesen nicht mehr kontrollierbare Aufriistung (nukleare Proliferation) zu beantworten.
Die erwartbaren Gefahren einer solchen Politik sollten als zusétzliches Argument dafiir
gelten, {iber die Kombination von Abriistung und Entwicklungspolitik nicht nur zu reden,
sondern sie ernsthaft zu betreiben. Ein erster Beitrag hierzu ware, die Entwicklungspolitik
vor einer (im Zeichen Afghanistans wieder verstiirkt drohenden) Unterordnung unter si-
cherheitspolitische Erwdgungen zu bewahren.



	Impressum
	Nichts kommt teurer als nichtgemachte Politik Zum Bericht der Nord-Süd-Kommission
	I. Glieder einer allzu langen Kette 
	II. Die Verdrängung der Vergangenheit — nur ein Kunstgriff? 
	III. Die Verdrängung der Gegenwart — nur eine parlamentarische Panne? 
	IV. Resonanzen — Dissonanzen 
	V. Wie es weitergeht 

	Abrüstung als Entwicklungspolitik
	I. Die Verknüpfung von Abrüstung und Entwicklung 
	II. Die Dringlichkeit der Verknüpfung 
	III. Begrenzung des Erwartungshorizontes 
	IV. Möglichkeiten und Probleme der Umsetzung 
	V. Die Alternative: Durch atomare Bewaffnung der Dritten Welt zur totalen Abrüstung? 


